
Zum Ausgang der Wahlen zur
studienrichtungsvertretung

11 Aktion "preiswert" kostet nur
36 Tote

31

21 Italien: Wann sind die nächsten
Wahlen?

Bewegung für SozialismusFÖJ

Für eine Solidarität der Beleidigten und Ausgebeuteten I Seite 18

26 I Juli/August 1976 4 Schlachthof Arena

7 Sie wollen weitermarschieren•••

9 Wertheim: Kampf bringt Erfolg

Wiens Straßenbahn 
Nummer eins in Europa

Leopold Gratz: "Ja zur Autolobby und
ja zum Schröpfen der Fahrgäste. "

Wir le ben in einer Wohlstandsgesell
schaft. Jedem sein Auto und allen
der Auspuff, das Verkehrschaos, der
Lärm, die Energieverschwendung und
die Straßenunfälle. Der S 10, - Fahr
schein ist ein großartiger Beitrag der
Gemeinde Wien zur Verschärfung die
ses Zustandes. Mit den jährlichen
100 Millionen oder 200 Millionen
Schilling zusätzlicher Einnahmen

werden nicht einmal die nur 6, 5%ige
Lohnsteigerungen der Verkehrsbedien
steten abgegolten, dafür hat der Fahr
scheinpreis die Schockwelle über
schritten. Die Straßenbahn wird noch
unbeliebter, der stetige Fall von Be
förderungsleistungen wird sich fort
setzen. Das Schwarzfahren wird zu

einem Volkssport und die Überflutung
der Stadt durch den PKW-Verkehr
wird dadurch auch nicht gerade einge
dämmt werden.

Die Tariferhöhung ist nicht nur un
sozial, weil sie besonders diejenigen
trifft. die sich kein Auto leisten kön
nen. sondern sie ist ökonomisch ein
Unsinn. Was die Verkehrsbetriebe an
zusätzlichen Einnahmen erhalten,
wird bei weitem durch die städtebau
lichen, gesundheitlichen und anderen
umweltzerstörenden Kosten wettge
macht. Die Gemeinde Wien scheint
sich dem Ziel verschrieben zu haben
eine autogerechte Stadt zu schaffen,
den öffentlichen Verkehr mit enor
men Kosten unter die Erde zu ver
frachten und die straßen den PKWs
und LKWs auszuliefern. Die Gemein-

de Wien bringt eine Lawine ins Rol
len, der sie immer weniger gewach
sen sein wird. Mehr Straßen, mehr
Garagen, bewirken mehr Autos und
umgekehrt.

Die ÖVP geistert mit dem Slogan:
Der Sozialism us ist zu teuer. Ein
anschauliches Gegenbeispiel ist die
Verkehrssituation, Was da an Mitteln
verschwendet wird und was da an zu-

sätzlichen sozialen Kosten verursacht
wird, das ist wahrlich kein Ruhmes
blatt für die billige freie Marktwirt
schaft.

Wir "Linke" können da sehr gut ein
steigen: Eine menschengerechte Stadt
ist nicht nur angenehmer, sondern
auch billiger als eine "autogerechte "

Stadt. \\J\
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1040 Wien, Belvedereg. 10
Telefon: 65 19 52
1020 Wien, Odeongasse
Telefon: 2470 402, 3383374

Die Verkehrsmisere ist das Prod ukt
vielfältigster Ungereimtheiten des
kapitalistischen Systems: die Finanz
krise der Gebietskörperschaften (ins
besonders der Gemeinden) der Druck
der ÖI- und Autolobbies, die Boden
spekulation usw. Die Tariferhöhung
soll ein weiterer Ansatz sein, diese
Gedankengänge in einer größeren
Öffentlichkeit anzureißen.

NÄHERE INFORMATIONEN:

AKTIONSKOMITEE GEGEN
DIE FAHRPREISERHÖHUNG

verhindern, dazu herrscht ein zu un
organisierter Unmut in der Bevölke
rung. Bald steht uns sicherlich die
nächste Tariferhöhung ins Haus, denn
das liegt in der (Un)logik der Gemein
depolitik. Was wir erreichen können,
ist eine Infragestellung der kapitalisti
schen Werte: des betrieblichen Renta
bilitätsdenkens; das Aufbrechen der
Illusion, daß das Gesamtwohl vom
Einzelwohl abhängt; daß demnach
das Gesamtwohl nach neuen Kriteri
en diskutiert und dann durch eine
gesellschaftliche Planung gegenüber
einzelnen Profit interessen durchge
setzt werden muß. Wir sollen nicht
in den Fehler verfallen einen Kreuz
zug gegen den Personenkraftwagen
anzutreten, uns muß es gelingen die
kapitalistische Form der Produktion,
Verteilung und Verwendung des PK W
als eines der Hauptübel des Verkehrs
chaos aufzuzeigen. Weiters sollten
wir die Lösungsansätze der Gemeinde
Wien - die U-Bahn in vorliegender
Form - einer grundsätzlichen Kri-
tik unterziehen.
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Wir planen zu diesen Tariferhöhungen
einige Aufklärungsaktionen. Wir
können die Erhöhungen sicher nicht

Was können wir tun?

Fortsetzung von Seite 1

Wien wird eine Weltstadt, weil wir
zig - Milliard en Sch illing dafür aus
geben, daß die U-Bahn gebaut wird.
Auf der anderen Seite fehlt ein Bruch
teil von diesem Geld um ein Beschleu
nigungsprogramm für die Straßen
bahnen zu finanzieren. Mit der U
Bahn wird die Fahrtzeit nicht kürzer
als jetzt mit der straßenbahn. Dafür
sorgt 3chon die Streckenführung. Die
U2 ersetzt bloß die 2er-Linie vom
Karlsplatz zum Schottenring und die
U4 fährt auf der Strecke der jetzigen
Stadtbahn. Bloß die U1 stellt eine
kleine Verbesserung dar. 21 Straßen

bahnlinien werden gekürzt oder auf
gelassen. Man wird noch öfter um
steigen dürfen als heute. Bei der Um
steighäufigkeit sind wir unbestreitbar
europäische Spitze und werden es
nach den Plänen der Gemeinde Wien
bleiben.

Die großen Gewinner des U- Bahnbaus
werden die Auto-, Mineralöl- und
Bauind ustrie sein. Der Tiefbau ist auf
Jahre hinaus mit Aufträgen versorgt.
Die Auto - und ÖI- Multis können
sicher sein, daß Wiens St raßen immer
mehr vom lästigen öffentlichen Ver
kehr befreit werden. Die Wiener

Geschäftsleute scheinen auch eher
in den Gehirnen der U-Bahn-Planer
herumzuspucken, als Großteile
der lohnabhängigen Bevölkerung. Die
Geschäftsviertel werden mit der U
Bahn schnell erreichbar sein, die
Satellitenstädte und andere äußere
Arbeiterbezirke werden vom öffent
lichen Verkehr jedoch kaum besser
erschlossen sein.

weil wir Widersprüche auf
decken, Erfahrungen ins
Bewußtse in rufen, Proble
me verallgemeinern, die
die Überlebtheit, ja Le
bensgefähr lichkeit des Ka
pitalismus offenlegen
bei uns in Österreich und
in der Welt. Links, weil
wir die Sackgassen in der
Entwicklung der sogenann
ten sozialistisc hen Länder
auch als solche kennzeich
nen.

li n k s,

Einzelpreis: S 5,-
Abonnement: S 50, - (jährlich).

offensiv links - solidarisch mit
allen Kämpfen gegen Aus
beutung und Unterdrückung,
solidarisch mit allen Be

wegungen für den Sozialis
mus.

Eigentümer, Herausgeber. Verleger
und Vervielfältiger : FÖJ - Bewegung
für Sozialismus, für den Inhalt verant
wortlich: Alfred Prandl, alle 1040
Wien, Belvederegasse 10.
Redaktion: 1090 Wien, Porzellan
gasse 33a, Telefon: 3467145.
Vertrieb: 1040 Wien, Belvederegasse
10, Telefon: 651952.

Nm1entlich gezeichnete Artikel geben
die Meinung des Autors wieder. Mit
Initialen gezeichnete Artikel geben
die Meinung der Redaktion wieder.
Ungezeichnete Artikel sind Organisa 
tionsmeinung.

ERSCHEINUNGSORT: WIEN
VERLAGSPOSTAMT /1040 WIEN

off e n si v, weil Verhältnisse, die
drücken, sich nicht von
seIbst ändern.

Man muß den wirklichen Druck noch
drückender machen, indem man ihm
das Bewußtsein des Drucks hinzufügt,
..• man muß diese versteinerten Ver
hältnisse dadurch zum Tanzen brin
gen, daß man ihnen ihre eigene
Melodie vorsingt!

Kontonumm er:
223-102-976, Länderbank Wien.
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Schnellbahn für den Jet-Set
Eine noble Geste

Endlich haben die "Stadtväter" und die Verkehrsbetriebe einen Grund für
die Notwendigkeit der Tariferhöhung gefunden. der jedem verständlich
ist. Die Unternehmer der diversen Branchen hatten schon oft Erfolg mit
diesem Argument bei Preiserhöhungen, daß auch die Verkehrsbetriebe
meinen. günstig damit zu operieren.

Was kann das sein? Wer kann schon den "Schwarzen Peter" zugeschoben
erhalten?

Natürlich das Personal, die Bediensteten der Wiener Verkehrsbetriebe sind
schuld an der Erhöhungen. Die Personalkosten der Verkehrsbetriebe haben
sich erhöht.

nicht anders.

Der Osten Österreichs ma cht ke ine
Ausnahme: da ist Wien nach wie vor
das wichtigste Wirtschaftszentrum
und Arbeitskräfte aus entlegeneren
agrarischen Gegenden der Ostregion
bezahlen für den Wiener Arbeits
platz Tag für Tag mit Fahrten in
Zugsgarnituren, die selten und oft

nicht eben im Eilzugstempo verkeh-
ren,

3
Fortsetzung auf Seite 4

Am ehesten wird den Pendlern also
durch verkehrspolitische Aktionen zu
helfen sein. Es bietet sich der Ausbau
der Massenverkehrsmittel an, um fürs
erste zumindest die Pendlerzeiten zu
verkürzen.

Auf die Frage, was denn gegen Ar

beitstage zu machen sei, die im Mor- ,
gengrauen beginnen und zu Ende sind,
wenn das Abendprogramm über den
Bildschirm läuft. gibt es zumindest
zwei Antworten. So könnten in den
mittleren Gemeinden der Region In
dustrien angesiedelt werden, die der
arbeitsfäh igen Bevölkerung das Pen
deIn nach Wien ersparen. Derart re
gionalpolitische Aktionen sind nun
nicht ganz einfach zu vollzi ehen, sie
verringern zudem nicht unbedingt die
Probleme der Pend lerfam ilien. Tech
nisch entwickelte Unternehmen mit:
annehmbaren Lohnniveaus, die etwa
in Wien ein qualifiziertes Arbeitskräf
tepotential und die Serviceleistungen
der Gemeinde ausnützen können, scheu
en deshalb auch den Weg aufs Land.
Den gehen von jeher die Niedriglohn
industrien. und da bleibt für die Berufs
tätigen das Pendeln in die Hauptstadt
das kleinere Übel. an das sie sich so
wieso schon gewöhnt haben.

In Wien geschieht dies im Moment
auf besondere Weise. Bund esbahn und
Magistrat haben in schöner Eintracht
ihr Herz für eine besondere Gruppe
von Pendlern entdeckt - für die Gäste
des Flughafens Schwechat. Eine Flug
hafen-Schnellbahn soll ihren reibungs
losen Transport in die Hotels der In
nenstadt erm öglich en, "unbeh ind ert
durch Verkehrsstauungen und UmIei-

I
I
i,
!
I
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Pendlerschicksale sind millionenfach
und tagtäglich die gleichen. In allen
Industriestaaten fahren Berufstätige
in überfüllten Verkehrsmittel zur Ar
beit, viele leben ihr Leben bei stun
denlangen Fahrten in Zügen und Auto
bussen und sie leben es hierzulande

BisweHen geht die Wiener stadtpla
nung seltsame Wege. Mit Unter
stützung der Bundesbahnen gelingt
es der Stadtverwaltung nun wieder
einmal, die Öffentlichkeit zu ver
blüffen - durch Ausbau der
Flughafen- Schnellbahn.

Also. schimpfen wir nicht auf die Gemeinde Wien, die "Stadtväter" oder
die Direktoren der Verkehrsbetriebe. gehen wir zum nächsten Fahrer oder
Schaffner eines öffentlichen Verkehrsmittel und sagen wir diesem ordent
lich unsere Meinung. So ein Streit zwischen Fahrgästen und Personal er
freut sicher unseren Herrn Bürgermeister. Da kann er daraufhinweisen. daß
ja ihn und seine Verkehrsplaner keine Schuld trifft.

Zwar weiß niemand, ob die Personalkosten tatsächlich gestiegen sind.
denn derartige Zahlen müssen ordentlich gehütet werden. Einblick in die
Finanzgebarung zu gewähren, gäbe sonst eventuell Möglichkeiten den
"stadtvätern" auf die Finger zu schauen. Es könnte jemandem einfallen,
daß der öffentlich~ Verkehr andere Aufgaben hat, als den üblichen Renta
bilitätsrechnungen gerecht zu werden. Vielleicht fiele auf. daß durch
billige öffentliche Verkehrsmittel im Gemeindebudget anderswo Gelder
eingespart werden können. Dies konnte die Rathausbürokratie bisher ver
hindern und will es weiter tun.

I
I L_---::~_~_~----
I-----·_--------~-

I Wer ist sc~uld
i an der Erhohung?
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Fazit: Im Osten Österreichs werden
Gelder, die der Verbesserung des Be
rufsverkehrs dienen könnten, der Gel
tungssucht einer großstädtischen Ver
waltung geopfert. Das internationale
Jet-Set wird diese noble Geste zu
schätzen wissen, da fährt die Eisen
bahn darüber.

tungen, in kürzester Zeit mit einer
modernen Zugsgarnitur" , wie die
'Arbe iter- Zeitungt stolz berichtet.

Mag anderswo der Ausbau eines
Schnellbahnsystems den Berufstät igen
zu Gute kommen, hierzulande wird
renomm iert. Einen zwe igleisigen
Ausbau der Wolfsthaler Bahnlinie
zum Flugh afen und die stellenweise
Neutrassierung der Strecke werden
Bundesbahn und Stadt Wien finanzie
ren, desgleichen den Bau des Flug
hafenbahnhofs. Und daß die Baulö
wen nicht verhungern, dafür sorgt die
"Arbeitsgemeinschaft Flughafenbahn ",
die, gebildet aus der Prominenz der
Bauwirtschaft, bereits den Bau eines
"Pistentunnels der Superlative "(AZ)
unterhaI b der zweite n Piste voran
treibt.

Die Arbeiter- Zeitung widmet dem
Ereignis vier Informationsseiten, auf
denen das Großproj ekt im Detail er
läutert wird. Über seine Kosten je
doch und über die Art der Finanzie
rung schweigt man sich aus.
Informierter zeigt man sich im Ver
kehrsreferat der Wiener Arbeiterkam 
mer: Die Kosten für die billigste
Variante werden mit 400 Millionen
Schilling beziffert, die von Minister
Lanc forcierte Lösung, die einen

Schnellbahnbetrieb in Abständen
von fünfzehn Minuten vorsieht, kostet
an die zwei Milliarden Schilling. Ein
Drittel davon wird die Stadt Wien
übernehmen, die Bundesbahn wieder
um finanziert aus Mitteln, die ihr
für den Ausbau des Nahverkehrs zur
Verfügung stehen.

Den Berufstätigen der Ostregion
wird die Flughafen-Schnellbahn we
nig nützen, am ehesten vielleicht
zu Allerseelen, da die Trasse südlich
des Zentralfriedhofs verläuft. Die
neuen Wohngebiete im Südosten
Wiens bleiben unerreicht, und die
Beschäftigten der ÖMV schließlich
werden auf Grund ihres gut funktio
nierenden Busdienstes auf die Schnell
bahnlinie d ankend verzichten.

pen blieben bisher erfolglos. Mao
isten, Trotzkisten, föj-Ier, die AUF
und Spontis (letztere waren noch am
sektiererischsten) waren bereit, sich
vollkommen in den Dienst der Sache
zu stellen und auf Parteiprofilierung
zu verzicht en. Im Komitee sitzen
mehrheitlich unabhängige,engagier
te Leute, die bisher bei verschiede
nen Basisaktivitäten Erfahrungen ge
sammelt haben. Das Plenum ist die
zentrale Entscheidungsinstanz, Ko
miteemitglieder können jederzeit ab
gewählt werden.

Weiters waren viele Besetzer bereit,
sich aktiv an der Adaptierung des Ge
Htndes zu beteiligen. Ohne Fachleu
te, ohne moderne Maschinen und
ohne sogenannte Manager war es mög
lich, innerhalb weniger Tage aus
einem Schweinestall eine Gaststätte
zu machen, Gebäude in ein Frauen
haus, eine Kunstgalerie, einen Kin
dergarten, ein Literaturzentrum und
in ein Jugendzentrum für Jugendli-
che umzuwandeln. Sanitäre Eimich
tungen, Installationen und Sicher
heitseinrichtungen sind bisher nur
provisorisch vorhanden, aber auch da
sind bloß finanzielle Unterstützungen
der Gemeinde Wien notwendig, um
die Arbeiten eigenhändig durchfüh
ren zu können. Mit diesen Leistungen
haben die Besetzer der zweifelnden
Öffentlichkeit bewiesen, daß sie fä
hig sind, ein Kommunikationszen
trum in Selbstverwaltung zu betrei
ben.
Der Verlauf der Besetzung schien sich
in den allerersten Tagen in Bahnen
zu bewegen, die es den bürgerlichen
Medien erlaubte, sich damit zu soli
darisieren und der Gemeinde Wien
eins auszuwischen. Eine Woche spä
ter ließ das Interesse der Presse nach.
Das Ziel ist nicht mehr bloß ein pro
gressiver Alibikunstbetrieb, wie der
der Festwochenarena. Es geht nicht
nur um einen Kampf gegen die Ge
meinde Wien, sondern um die Propa
gierung eines Kulturbetriebes, der
kapitalistische Normen in Frage stellt.
Bei der Konkretisierung dieses Prob

lems scheiden sich die Geister der
Arena Besetzer.
Soll man sich an den Bedürfnissen
der Arenabesetzer orientieren (v. a.
Künstler, Schüler, Studenten, akade

mische Angestellte, einige Simme -

heit abgelehnt, zaghafte Majorisie
rungsversuche einzelner linker Grup-

Das Ende der Festwochen - Arena war
da. Die Gebäude sollten niederge
rissen werden und einem Textilhan
delszentrum Platz ma chen. Das Are
na -Festwochenprogramm war nicht
überwältigend. In der Wiener Szene
rie stellte es dennoch einen Licht
blick dar. Einige Kulturschaffende
setzten sich zum Ziel dieses großräu
mige Areal für einen ganzjährigen
Kulturbetrieb zu retten. Sie stießen
auf Skepsis, auch bei vielen von uns.
Wozu gerade hier seine Kräfte ein
setzen, wo es doch hunderte andere
Fragen gäbe, für weIche sich einzu
setzen es lohnswert wäre.

Wir wurden eines besseren belehrt.
Was sich in den ersten Tagen der Be
setzung abspielt e, übertraf an Dyna
mik und Mobilisierungskraft alles,
das organisierte Linke in den letzten
Jahren auf die Beine stellten. Sollte
vielleicht das Ziel von einem selbst
verwalteten ganzjährigen Kommuni

kationszentrum nicht erreicht werden,
so wurden hier Lernprozesse für alle
Beteiligten in Gang gesetzt, die län
gerfristig von großer Bedeutung sein
werden. Es wurden Fragen in einer
Konkretheit aufgeworfen, die wir
sonst meistens bloß theoretisch zu
behandeln imstande sind.

Schlachthof-
»Der Schlachthof darf nicht von den

Es wurden Bedürfnisse angesprochen,
die bei von organisierten Linken ge
tragenen Aktivitäten meist zu kurz
kommen. Das betrifft nicht nur die
Zie lsetzung nach einem selbstver
walteten, volksverbundenen ganz
jährigen Kulturbetrieb in der Arena,
sondern auch die Form des Kampfes.
Gemessen an den ersten, zweiten
und nächstfolgenden Schritte von
Parteiprogrammen war die Besetzung
"planlos" und "unklar ".

Allein der Akt der Besetzung ent
sprang nicht einer ausgeklügelten
Strategie einiger weniger Leute. Es
war das Resultat einer heftigen Dis
kussion. Die Komiteemitglieder set
zen sich in der Mehrheit nicht aus
linken Berufspolitikern zusamm en.
Bestrebungen von KPÖ-Funktionären,
Funktionäre politischer Organisatio
nen in das Komitee aufzunehmen,
wurden mit überwältigender Mehr-

*R.J.
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Arena
Schweinen geschlachtet werden«

Die Arenabesetzung ist eines der
wichtigsten Ereignisse von autonomer
Politik. Das Ergebnis ist ungcwiß,
aber alle bisherigen Geschehnisse
haben Hoffnungen und Wünsche in
einer Form zur Geltung gebracht,
die die unter uns bestehenden Gefüh
le der Resignation und Ohnmacht ein
wenig aufbrechen könnten.

Es gab keine fertigen Konzepte von
oben, die von vornherein Diskus
sionen im Plenum in eine bestimmte
Richtung zwängen wollten. Manche
Auseinandersetzungen waren kon-
fus und langweilig, manchmal gab
es keine wirklichen Ergebnisse. Ein
Großteil des Plenums spürte aber

die offene, demokratische und soli

darische Form der Diskussion als ent
scheidend für eine Identifikation mit
der Arena.

Elfie Weiß / Hans Steiner

5*

Leute. Sie sangen für die Arena,
(eine Woche vorher lehnte Ambros
aus Karrieregründen einen Auftritt
beim "Anti -Schleiferfest " ab!),
sie wurden mit Applaus bedacht, als
sie die Aktion ins lächerliche zogen,
pfiff man sie aus. Gemeindevertre
ter fanden die Zustimmung der Are
na Besucher, als sie für die Arena
stellung bezogen, dieselben Leute
wurden in ihrer Ansprache unter
brochen, als sie dann abzuwiegeln
begannen. Das sind nur Einzelbei
spiele für das Prinzip, daß zunächst
niemandem die Möglichkeit genom
men wird, sich zu solidarisieren, daß
erst das jeweilige aktuelle Verhalten
zum Maßstab wird, ob jemand ein
Bündnispartner ist oder nicht.

Bewegungen lassen sich nicht planen.
Sie entstehen meistens autonom. Das
ist bei den meisten Streiks der Fall,
bei den Kasernenkomitees und bei
der Arenabesetzung verhielt es
sich ebenso. Die Aufgabe von Linken
besteht viel weniger in der Initiie
rung von Kämpfen sondern in der un
sektiererischen Hilfestellung, Koor
dinierung und Verallgemeinerung di
verser Basisinitiativen. Das bedingt
eine Offenheit vo n linken Organisa 
tionen, eine Verankerung von ein
zelnen Linken bei diversen autono
men Aktivitäten, die Bereitschaft
zu lernen und sich in Frage zu stel
len.

Tausende Menschen waren bsiher
bereit, sich bei der Besetzung zu
engagieren. Verschiedenste poli
tische und soz iale ström ungen wa
ren daran beteiligt. Wie war ein so
erstaunlich einheitliches Vorgehen
möglich? Als Bündnispartner galt
der, der bereit war, sich für die

Arena einzusetzen, egal wo er poli
tisch steht. Ambros und Danzer
sind keine besonders fortschrittlichen

nur ganz bestimmte SChichten
solche Freiräume leisten können.
Damit die Arena kein "linkes "od er
"kulturrevolutionäres " Ghetto für
finanziell, berufs- und bildungs
mäßig besser gestellte Schichten
wird, sollten ständig Überlegungen
gesetzt werden, um auch ei.nen
Großteil der arbeitenden Bevölke
rung Bedingungen für ein nicht
fremdbestirnmtes Zusamm ensein
zu schaffen.

verschiedenen Berufs - und Bevölkerungs
gruppen, nicht nur aus Komiteemit
gliedern sind Vorbedingung dafür,
daß die Arena nicht nur zu einer rein
künstlerischen stätte degradiert
oder ein Dienstleistungsbetrieb in
Sachen Kunst wird. Nur werm es
der Arena gelingt, eine Zusammen-

fassung von verschiedenen Ansätzen
zu einem alternativen Leben zu
werden, wird es gelingen, den bür
gerlichen Integrationsversuchen zu
widerstehen. So wichtig solche
Initiativen für den Bestand der Are-
na, aber auch für eine sozialisti -
sche strategie sind, so darf nicht
übersehen werden, d aß sich heute

ringer Jugendliche mit Erfahrung an
Besetzungen für Jugendzentren und
viele andere, die nicht in alltäglicher
Berufsarbeit stehen) oder dcm Groß
teil der arbeitenden Bevölkerung,
die sicher langfristig dieselben Be
dürfnisse haben, nämlich den ent
fremdeten Arbeits- und Lebenszusam
menhang aufzuheben, aber momen
tan vor viel größere SChwierigkeiten
gesetzt sind, da dies einen radikalen
Bruch ihrer Lebensweise mit sich zie
hen würde. Umso notwendiger wird
es sein, Plena nicht jeden Tag anzu
setzen, sondern wöchentlich, aber
auch dann, wenn wichtige Entschei
dungen nicht aufschiebbar sind.

Aber dadurch würde man vielen Be
rufstätigen die Teilnahme an der Ent
scheidungsfindung versperren. Die
Mehrheit der Besetzer ist auch mo
mentan der Meinung, daß der Vor
schlag der Spontis, einen Großte il
der Komiteemitglieder aus an der
Arena aktiven Interessensgruppen zu
rekrutieren, die Bewegung zu sehr in
Einzelinteressen aufspalten würde und
auch vielen nicht so engagierten Men
schen die Möglichkeit nehmen würde,
sich als Teil der Arena zu identifizie
ren. Andrerseits wird die Einrichtung
von Interessensgebieten auf dem Are
nagebiet als sehr wichtig erachtet.
Die eigenständige Organisierung von
Frauen, Lern- und Freizeitstätten für
Kinder aus der näheren Umgebung,
ein nicht am Markt ausgerichtetes
Kunstgeschehen, ein selbstverwalte
tes Jugendzentrum, Wohngemein
schaften aus an alternativen Lebens
formen interessierten Menschen aus



Kärnten:

Tausend Jahr' - so wie es war?

Ca. ].700 demonstrierten am 31, Mai in Wien gegen die

Mind erheit enfeststellung.
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Am 26. und 27. Juli feierte man in
Klagenfurt das tausendjährige Besteh
en Karantaniens. Ein ungünstiger
Zeitpunkt, denn sie slowenische Min
derheit dieses Landes sah keine Grün 
de mitzujubeln, steht sie doch inmit
ten eines Kampfes gegen die geplan
te Minderheitenfestste llung.

Die Mehrheit aber demonstrierte
stärke und fand mahnende, beschwö
rende Worte an die Minderheit, doch
keine falschen Ratschläge zu befol
gen, denn "Fanatiker fallen sloweni
scher Volksgruppe in den Rücken",
wie z. B. das Organ der SPÖ in Kärn
ten die Rede des Landesha uptmannes
Wagner untertitelt.

Tausend Jahre sind eine lange Zeit.
Damals fanden die Zeremonien zur
Einsetzung des Herzogs am Zollfeld
noch in slawischer Sprache statt. Da
ran haben die Feiernden wohl meist
nicht gedacht, wenn sie sich just
den Herzogstuhl als Abzeichen an den
Rock steckten. Aus einer slawischen
Mehrheit ist eine slowenische Minder 
heit geworden. Und das wohl nicht
immer aus freien Stücken.

Wir haben jetzt die zweite österreich
ische Republik. Wir reden von Frei
heit und Toleranz. Die Regierung
dieser Republik hat sich schriftlich
verpflichtet, die Rechte der Minder
heiten zu schützen. Was aber ge
schieht?

Doppelsprachige Ortstafeln werden von
"Deutsch - Kärntnern" ausgerissen.
Die Gendarmerie steht lachend da
neben. Partisanendenkmäler werden
gesprengt. Niemand verfolgt diese
Täter.

Ganz anders verläuft die Geschichte,
wenn Slowenen Losungen an Mauern
schmieren, die die Verwirklichung
des Artikels 7 verlangen. Sie werden
sofort verhaftet. Selbstverständlich.
Im TV erscheinen Bild er eines "Draht
ziehers'" so, als sei eine ganz furcht
bare Tat geschehen. Und hinter dem
Sprechtext, der sehr an die Nazizeit
erinnert, entstand das Bild eines
Zellenfernsters. Man wird es ihnen
schon zeigen!

In Völkermarkt steht eine moderne

Volksschule. Davor ein hübscher

klemer Park. Das war gerade der
richtige Platz für ein Denkmal, Aber
wessen wurde da gedacht? Es stand
dort für den Obmann des Kärntner
Heimatdienstes und den Vorkämpfer
eines Großdeutschen Reiches Hans
Steinacher. Es wurde jetzt, im Mai
1976 enthüllt! Wenn das keine Pro
vokation ist, was dann?

steinacher war überall dort anzutref
fen, wo es daum ging, den großdeut
schen Gedanken zu verwirklichen.
Er war gleich nach der Volksabstimm 
ungen von Kärnten nach Schlesien
gefahren. Er war in Ungarn und am
Rhein, also überall dort, wo es
deutschnationale Kämpfe gab. Und
er war ab 1933 Reichsleiter des "Volks
bundes für das Deutschtum im Aus
land ".

Ausgerechnet solch ein Mann wird
den Volksschülern in Völkermarkt

FUR
IN

als Held vor die Fenster gestellt!
Jetzt, wo man endlich daran gehen
sollte, den Weg für eine neue huma
ne Entwicklung zu ebnen.

Als dieses Denkmal in die Luft flog,
wurden sofort 30.000 S zur Ausfor
schung der Täter bereitgestellt.

Es wird also noch immer mit zweier
lei Maß gemessen•••

Es ist sicherlich problematisch, ob
im gegenwärtigen Zeitpunkt gewalt
same Mittel der Sache der Slowenen
nützen.

Die deutschsprachige Mehrheit der
österreichischen Bevölkerung aber
trägt die Verantwortung dafür, was
mit der slowenischen Minderheit
geschieht und wohin sie sich ent
wickel n kann.

L.1. *



Wir gratulieren: 100 Jahre Kameradschaftsbund

Sie wollen
weitermarschieren

Der zweite heroische perchtoldsdor
fer Festtag versammelte an die 350
alte Kameraden zuerst einmal zu
einer Feldmesse. Denn die Kirche
darf dort, wo sich die Ewiggestrigen
versammeln, nie segnend fehlen.
Auch das Bundesheer fehlte nicht:
Zwei Soldaten im Kampfanzug und
mit Sturmgewehr bewachten den
Altar, wohl damit ihn kein subver
sives Element hinterrücks entwende.
Zahlreiche graue Bundesheerunifor
men unterbrachen das Lodengrün der
Festgäste. Der Pfarrer betonte in
seiner Ansprache, er sei für den
Frieden, doch den gäbe es nur dort
wo Ordnung und Katholizismus
herrschten. Doch verglichen mit der

wahrscheinlich jene, die nicht mas
senweise bei Stalingrad untergegan
gen sind) "wird in Würdigung des
heldenhaften Einsatzes aller Offizie
re, Unteroffiziere und Mannschaften
das Ärmelband 'Hoch - und Deutsch
meister' verliehen". Das alles
schreibt ohne mit der Wimper zu
zucken ein Kriegsarchivrat im Jahre
1976. Die Tradition dieser ebenso
hohen wie deutschen Meister im
Kriegsspiel lebt übrigens fort - im

Jägerbataillon 4 der Maria-Theresien
Kaserne des österreich ischen Bundes
heeres !

freundlicherweise mitgeliefert. Ein
Dr. Kurt Peball, Oberarchivrat und
Kriegsarchivrat in Wien - diese Titel
gibt es wirklich - schildert auf fünf
zehn Seiten die "Deutschmeister
tradition im österreichischen Heer".
Er tut dies ausgehend von den Kreuz
zügen der Deutschordensritter, ver
gißt auch nicht die Kolonialisierung
und Unterdrückung de r Slawen durch
dieselben, nennt sie allerdings "eine
bedeutende wirtschaftliche, kulturelle
und soziale Tätigkeit durch die Ein
beziehung der bisherigen Bewohner
des Preußenlandes". Die weitere Ge
schichte der Hoch- und Deutschmei
ster wird in dem ebenso knappen wie
einprägsamen Stil der Frontberichter
stattung nahegebracht : 1934 "Das
Regiment wird im Rahmen der As
sistenzleistungsverpflichtung des
Bundesheeres bei innerpolitischen Un
ruhen im Jänner, Februar und Juli
militärisch eingesetzt"; Februar
1942 "Division wehrt heftige Angriffe
von stark überlegenen Feindkräften
erfolgreich ab"; 19. Februar 1942 bis
2. Februar 1943 "Kampf und Unter
gang der Masse der Division in der
Schlacht um Stalingrad "; 26. Februar

1945 "Der Division" (gemeint sind

Unzweifelhaft, 1976 ist ein Jahr
teutschen Gedenkens an die gute alte
Zeit. Neben verhindertem "1000
jährigem-Ostmark"-Trubel und statt
gefundenem "1000 -Jahre -Kärnten"
Jubel, die Feiern "280 Jahre Hoch
und Deutschmeister" und "100 Jahre
Kameradschaftsbund zu Perchtolds
dorf", abgehalten am 12./13. Juni
im Heurigenort daselbst.

Die Bevölkerung des Marktfleckens
war durch Postwurfsendungen über
den Stellenwert der Festivitäten hin
länglich informiert worden. Ein
Kunstdruckblatt "Zur Erinnerung an
die historische Begebenheit", das
eine Burg und zwei altertümlich
kostümierte Soldaten vor dem Hinter
grund Wiens zeigt und so recht zum
Aufhängen über den Ehebetten zwi
schen dem Schutzengelbild und dem
röhrenden Hirsch geeignet ist, wurde

Freund: Sie sind kein Demokrat,
Travnicek.

Travnicek: Des hat mir noch niemand
gesagt ••• net amal
untern Hitler.

(Merz/Qualtinger, Travnicekszenen)
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denen jdie Menschenwürde verletzenden, Vorfälle im Bundesheer und der drohenden
Wehrgesetznovelle neue demokratische Basisbewegungen in den Kasernen entstan
den bzw. im Entstehen begriffen.

Bundesheer:

Ein Fest gegen die Schleifer

R.H.

folgenden Rede des Oberkameraden,
dessen zackige Kommandos die ganze
Feier umrahmten, war er ein schlap

per Liberaler.

So predigte die Kommandostimme
gegen die "Diskriminierung jener
Leute, die ihre Pflicht getan" hätten,
erinnerte an die "nur 50 km von hier
stehenden russischen Panzer", wetter
te gegen Wehrdienstverweigerer und
wünschte sich alle "wehrfähigen
jungen Männe! in die Kasernen", da
mit sie gefälligst die "soldatischen
Tugenden" erlernen sollten. Genauso
wie weiland Wilhelm II von Hohen
zollern keine Parteien, Adolf Hitler
keine Klassen, so wollte der Ober
kamerad keine Schichten kennen,
sondern den Kameradschaftsbund als
"Bewegung des ganzen Volkes" ver
standen wissen. 1st es verwunderlich,
daß ein Vertreter der perchtoldsdorfer
Patenstadt Donauwörth da feststellen
konnte, hierzulande habe man die
Vergangenheit bewältigt?

I

I
I,

I,

.1

1

L_K_O_P_f_e_i_ne_r_p_o_st_w_u_r_fs_e_n_d_u_n_g_a_n_d_ie

11

Perchtoldsdorfer Bevölkerung

! Der perchtoldsdorfer Bürgermeister

"

und stellvertretende Landeshauptmann
von Niederösterreich Ludwig (ÖVP),

I

der sogar aufgefordert hatte, die
Häuser den alten Kameraden zuliebe
zu beflaggen (man getraute sich je
doch nicht die zum Anlaß passenden
Hakenkreuzfahnen zu setzen), ver
sprach sich für die weitere Förderung
des I<ameradschaftsbundes einzusetzen.
Abschließend machte er noch einen
bedeutenden Vorschlag in Bezug auf
die Wehrgesetznovelle, der so recht
seine politischen und intellektuellen
Fähigkeiten zur Geltung brachte:
Längerdienen beim Bundesheer ist
von den Betroffenen nicht als lästige
Pflicht sondern als ehrenvolle Aufgabe

anzusehen.I
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Am Beispiel Wertheim:

Kampf bringt Erfolg

*
In den Wertheim - Werken hat der
Arbeiterbetriebsrat schon vor einiger
Zeit Initiativen zur Verhinderung von
gesundheitlichen Schäden am Arbeits
platz ergriffen.

Als die Firmenleitung die Verhandlun
gen hinauszögerte beschlossen die
Vertrauensleute einen neuerlichen
Warnstreik und anschließend den Be
ginn von Schachbrettstreiks.

Die entschlossene Haltung der Beleg
schaft und des Betriebsrates ermöglich - I

ten schließlich don AbschluG dieser
Betriebsverei nbarung.

BEI KRANKHEIT 1 JAHR VERDIENSTSICHERUNG

Für den Arbeiterbetriebsrat

I'

e.h. Kurt Urbane. h. Fra nz F0 11

Wien. 1976 06 21

Wir werden auf diesem Weg unbeirrt von den Spaltungs- und Ein
mischungsversuchen betriebsfremder Leute weitergehen.

GROSSTER SOZIALPOLITISCHER ERFOLG DER WERTHEIlvlARBEITER

Nach langen, zähen Verhandlungen konnten wir einen Meilenschritt
in der Existenzsicherung unserer Arbeiterschaft im Falle einer
langen Erkrankung tun.
In Zukunft erhalten alle Wertheimarbeiter. die länger als ein
Jahr in unserer Firma beschäftigt sind, und die den gesetzlichen
Entgeltanspruch bereits ausgeschöpft haben, ein Jahr lang von
der Firma zum Krankengeld der Krankenkasse einen Zuschuß, der den
Arbeitern ihr Nettoeinkommen sichert.

Dieser Erfolg war nur möglich. weil wir alle einig und solidarisch
zusammengestanden sind.
Besonderer Dank gilt den Vertrauensleuten. die dafür sorgten.
daß der von ihnen beschlossene Proteststreik entschlossen und
diszipliniert durchgeführt wurde. und die bei den Beratungen
eine Reife bewiesen, die wesentlich zum Erfolg beitrug.
Es hat sich auch diesmal wieder gezeigt. daß die Einheit im Be
triebsrat und damit der gesamten Belegschaft die beste Garantie
für die Interessensicherung der Kollegenschaft ist.

11
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IDES ARBEITERBETRIEBSRATES DER WERTHEIM-WERKE
I
I

Diese Aktivitäten trugen dazu bei,
daß diese Problematik immer mehr
in das Bewußtsein der Wertheim Ar
berter drang. Um die betroffenen
Arbeiter zum Tragen eines Gehör
schutzes zu motivieren, setzte der
Betriebsrat z. B. eine Zulage durch.

Es war eine natürliche Folge der
ständigen Diskussion über diese Fra
gen, daß die Forderung nach Ver
dienstsicherung für die Dauer eines
Jahres im Falle längerer Erkrankung
erhoben wurde.

Anfangs setzte die Firmenleitung
dieser Forderung ein starres Nein
entgegen. Daraufhin brachten die
Arbeiter im ganzen Betrieb Trans
parente an, die auf ihre Benachteili 
gung und das Arbeitsleid hinwiesen.
Die Diskussionen um diese Fragen
nahmen ständig zu.

Nach einem einstündigen Warnstreik
konnte die Verhandlungsbereitschaft
der Firmenleitung durchgesetzt wer
den. Bei dieser Streikversammlung
beschlossen die Wertheim Arbeiter,
daß ein Solidaritätsfond errichtet wird
in dem jeder Facharbeiter wöchent
lich S 40, -, jeder Hilfsarbeiter
S 20, - einzahlt. Dieser Fond dient
zur Finanzierung von Kampfaktionen.

Die Messungsergebnisse waren alar
mierend. Die Werte liegen weit über
dem gesetzlich zulässigen Ausmaß.
Neben dem Kampf gegen den Lärm
führt der Betriebsrat ständig eine
Aufklärungskampagne über die "Ar
beitswelt als Krankheitsfaktor".

So war dieser Betriebsrat einer der
ersten, die von Interventiomrecht
gemäß dem Arbeitsverfassungsgesetz
Gebrauch machte, er verlangte von
der Unfallversicherung eine Lärm
durchmessung des gesamten Betriebes.
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Diskussion um Ganztagsschule:

Die StraBe ist nicht die wahre Schule
In der letzten "offensiv links "- Num
mer wurde das dargestellte Problem
der Ganztagsschule etwas einseitig
dargelegt und zwar aus mehreren
Gründen:

Elfi Weiß meint in ihrem Beitrag
", •• und wer fragt die Kinder?", daß
"die Verlängerung des Schulaufenthal
tes .,. Maßnahmen zur 'besseren In
tegrierung' der Unt erschicht kinder"
bedeuten, und "die sich zu zwang
losen Spielen zusammenfindenden
'straßenkinder' , •• für ihr psychi
sches Befinden sinnvolles Gestalten
und ein Gemeinschaftsgefühl" hier
eher lernen könnten.

Zur ersten Behauptung ist das Beispiel
Prutz in Tirol (siehe "offensiv links"
Nr. 24, Seite 10) anzuführen, wo die
Eltern gemeinsam mit Lehrern eine
Ganztagsschule ins Leben riefen, deren
Mehrkosten gegenüber der Normal
schule 1970 bis 1974 die Eltern sogar
selbst bezahlten. Die Absicht der
Eltern war es sicher nicht, ihre Kin
der in erster Linie besser zu integrie
ren, sondern sie wollten vielmehr,
der durch ihre Berufstätigkeit ent
standene Vernachlässigung der Kin
der eine positive Alternative entge
genstellen. (Sehr zum Unmut der

, ÖVP-Bürokratie), Wir hatten es hier
mit einer echten Selbstorganisation
der Eltern zu tun. Aber die Situation
ist nicht nur für Eltern ländlicher
Gebiete so akut! Auch im hochindu
strialisierten Wien ist das derzeitige
Sch ul- und Hortwesen ein Sorgenkind
aller Eltern, Hat man nicht das Glück
(oder Pech - je nach Einstellung)
sein Kind in einer Ganztagsschule
unterzubringen, gibt es einige Lö
sungsm öglichke iten,

Einerseits der Hort, wo zuwenig und
schlecht (manchmal sogar überhaupt
nicht) ausgebildete Erzieherinnen die
Schulkinder mit schlechtem Essen
versorgen und ansonsten gerade noch
Anwesenheitspflicht ausü ben, Von
Lernhilfen, creativer Förderung oder
Erziehung zum Gemeinschaftswesen
kann hier nicht die Rede sein,

Zum zweiten die von Elfi Weiß ge
priesenen "Straßen- oder Schlüssel
kinder ", Sich~r werden die Kinder
beim Spiel auf der straße nicht in
die für die Schule geltenden
Werte integriert. Sie sind nicht
leistungsbewußt was Lernen und Ge
horsam in der Schule betrifft, Aber
das Spiel auf der Straße ist die Garan
tie für die Integrität in eine bestimm
te gesellschaftliche Schicht, und
zwar in die Schicht des zukünftigen
Heers der Hilfsarbeiter. Beim Straßen
spie I herrscht derse lbe, wenn nicht
noch größere Leistungsdruck in Bezug
auf Brutalität, Rollenverhalten, Dis
kriminierung der Schwächeren und
Außenseiter. Hier spielen, d, h, le
ben die Kinder - leider viel zu echt
- das Straßentheater des Kapitalis
mus, Diebstahl, Warengesellschaft,
Mord, Krieg, zerstörte Zwischen
menschlichkeit, sind die Szenen.
Der Einfluß des Fernsehens, die Fa
milie als faulende Keimzelle des
Staates sind bei 'freiem Eintritt' in
jedem Beserlpark eines Arbeiterbe
zirkes oder Höfen von Gemeindebau
ten zu sehen.

So bleibt als letzte Möglichkeit bei
Familien, die es sich leisten können
(oder durch permanente Überstunden
leistung und pfuscherei des Mannes
leisten), die nicht berufstätige Mutter.

Fast im Chor hört man zwischen
14 und 18 Uhr die ohnmächtigen
Schreie der geplagten Mütter, wie
"schau net so lang, schreib endlich ",
"du Trottel, wann begreifst des end
lich" oder "na wart, wann der Papa
kommt ", Geplagte Kinder, erschöpfte
Mütter, bilden die Familienidylle,
um deren Zerstörung die ÖVP bei der
Errichtung von Gesamtschulen bangt.
(Oder meint sie vielleicht die Fami
lienidylle höherer Schichten, wo
diverse Nachl..lfelehrer den Aufstieg
in die höheren Klassen der AHS garan
tieren ?)

Realistisch betrachtet ist die derze iti
ge Normalschule schon so aufge baut,
daß der Großteil der Kinder den Schul
stoff nur dann beherrscht, wenn ein
unbezahlt es Heer von Frauen mit ih
ren Kindern Nachmittag für Nachmit
tag strebert. Ich möchte das die "un
sichtbare" Ganztagsschule nennen.

Von den Schwierigkeiten jener Müt
ter, die nur ungenügende Schulbil
dung haben, die den Lehrstoff der
AHS und der oberen Hauptschulklas
sen gar nicht ihren Kindern vermit 
teln können, ganz zu schweigen.
Aufgrund ihrer sozialen Herkunft zu
schlechtbezahlt en, unqualifizierten
Arbeitskräften degradiert, werden sie
von ihrem Nachbar- und Freundes
kreis auch noch als Versager in der
Kinderaufzucht, als unfähige Mütter,
als unbezahlte Produ:t.entinnen der
zukünftigen Versager diskriminiert.

Es ist nun die Frage, warum, wenn
der Staat höher qualifizierte Arbeits-
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Israel-Uganda:

Aktion 'preiswert'
I<ostet

nur 36

kräfte braucht, die Mütter unbezahlt
Ausbildungsarbeit leisten sollen. Fer
ner ist es verwunderlich, warum ÖVP
Kreise nicht schon vor Jahren die
diversen Ganz- und Halbtagsinternate
bekämpften, sondern vielmehr ihre
Kinder in erlesene Eliteschulen schick
ten (wie z. B. Kalksburg, Lyceum),
die als Brutstätten führender Politiker
und Geistlicher dienten.

Zugegeben, die Ganztagsschule ist
keine sozialistische Alternative, sie
ist ein Tropfen auf den heißen Stein.
Doch wäre es nicht viel sinnvoller,
die Errichtung von Ganztagsschulen zu
bejahen, anstatt sie in ihrer Gesamt
heit abzulehnen und die Kritik an der

Gestaltung des Unterrichts der Ganztags
schule anzusetzen. Eine Reduzierung
der Schülerhöchstzahl zu fordern, die
Einstellung von mehr Lehrern (siehe
Lehrerstopp !), fortschrittliche und
realitätsbezogene Lehrbücher (die es
in vielen Entwürfen gibt, die aber
nicht zum Unterricht freigegeben
werden), forcierte Zusammenarbeit
von Lehrern und Eltern, kollektive
Lerngruppen, Eigengestaltung von
Spielplätzen und Schülerzentren,
Mitbestimmungsrecht von Schülern
in den diversen Entscheidungsgremien
usw. Auch das von der "Wochen
presse " zitierte Argument, die Er

richtung von Leistungsgruppen führe
zur Diskriminierung von schlechteren
Schülern, steht auf schwachen Füßen.
Will man vielleicht behaupten, durch
die Verteilung in verschiedenen Schu
len sei die Gleichberechtigung und
gegenseitige Anerkennung von Haupt
und Mittelschülern gegeben? Den
Herren wäre zu raten, sich einmal
bei Schulschluß die Konfrontation
beider Schülergruppen anzusehen
und anzuhören. Oder drücken die
Schimpf- und Schmähworte wie
"Geh scheißen du Milchkind ! ", nicht
schon die schützende Ohnmacht ge
genüber den zukünftigen Vorgesetzen
aus?

Die von Elfie Weiß geforderte Reali
tätsbezogenheit soll sich in den Lehr
inhalten und auch räumlich auswir
ken. Eine Veränderung ergibt sich
nicht durch die Trennung von Haupt
und Mittelschüler in verschiedene
Gebäude, sondern durch die Änderung
der Produktions- und Klassenverhält
nisse. Aber das hat mit der Gesamt
schule nicht mehr viel zu tun.

Christl Goldberg *

Taktik und Strategie des individuel
len Terrorismus ist falsch, weil er
nur den öffentlichen Terrorismu> mit
Unterstützung einer terroristischen
Öffentlichkeit stärkt und scheinbar
legitimiert - wir haben es immer
wieder betont. Die Ereignisse in Ugan
da bestätigen dies exemplarisch. Sie
bestätigen, daß der erpresserische
Appell an die kulturhistorisch angeb
lich gepachtete, durch die Geiselnah .
me praktisch geforderte Humanität
terroristischer Staaten wie Israel ein
fach naiv oder besser absurd ist.

Terroristischer Staat Israel. Zionis
mus gleich Rassismus. Starke Worte?
Man braucht nicht erst an das Massa
ker im Westjordanland vom 18. Mai
1976 zu erinnern: zur Zeit des mili
tärischen Überfalls auf ugandesisches
Territorium haben israelische Solda
ten wieder auf arabische Demonstran
ten das Feuer eröffnet. Es gab zahl
reiche Verletzte und einen Toten.
Israel behandelt "seine" Ara-

ber wie Süd afrika "seine "Schwarzen
Es wird kurzer Prozeß gemacht. Es
wird kaltblütig gemordet. Im zioni
stischen Israel werden arabische Ju
gendliche, in der südafrikanischen
Apartheid - Republik Negerkinder ab
geschlachtet, wenn sie nicht parie
ren. Der bürgerliche Klassenstaat,
sieht er seine Grundlagen gefährdet,
greift zum Mittel des Terrors, offen
oder verdeckt. (In der BRD Berufsver
bote und eine entfesselte Polizeige
walt, in Österreich eine Viehzählung
besonderer Art der slowenischen Min
derheit gegenüber -um die Abstu
fungen staatlichen und öffentlichen
Terrors einmal im eigenen Lebens
raum zu benennen. Es gib t Abstu
fungen. )

Unterstützt wird die Politik des öffent
lichen Terrors und Terrorismus von
einer terroristischen Öffentlichkeit

Tote
via Massenmedien. Von der "Kronen
Zeitung " bis zur "angesehenen"
"Süddeutschen Zeitung" herrschte
arglose Euphorie über die Militärak
tion Israels. Wo Bedenken anklin 
gen, geschieht es absichtlich, um sie
gleich vom Tisch zu fegen. Nuss
baumer im "Kurier": "Zwischen Toll
kühnheit und unverantwortlichem
Risiko ist ihnen auch diesmal das
Glück der Tüchtigen treu geblieben.
Die Zahl der Toten läßt sich nicht
kritisch bewerten - die Alternati ven
sind durch Israels Aktion nicht mehr
gespielt worden. " Die Zahl der To
ten läßt sich nicht kritisch bewerten.
Warum nicht? Weil sie, einmal nach
Landesmentalität aufgeschlüsselt, je
dem Narrischen "geschenkt .. sind.
Zwanzig Schwarze (ugandesische Sol
daten und Polizisten): ••• um die is
eh net schad! Ein Dutzend Terrori
sten: ••• die g'hern eh an die Wand
g' stöllt. Ein israelischer Offiz ier:
••• der ist den Heldentod gestorben.
Einige Geiseln: ••• die haben ihr Le
ben geopfert, damit die anderen
freikommen. Das Ganze betitelt
"Mit Mut und Glück. "

Auf die Spitze treibt' s, wo die Dinge
bekanntlich umschlagen, Frau Ilse
Leitenberger von der "Presse ": ".••
Terroraktion glatt (und' preiswert' )
beendet ••• " "Europa hat also wieder
einmal' mitgesiegt' , wie einst
beim Sinaifeldzug, wie beim Sechs
tagekrieg. Es sind eben' unsere Is
raeli', und ••• " Sinaifeldzug 1956:
Überfall Frankreichs und Englands
auf Ägypten wegen Verstaatlichung
des Suezkanals, Israel "beteiligt"
sich auf eigene Faust am Ganzen.
Eine glatte militärische Aggression.
Die journalistische Preislage dieser
Frau ist nur mit imperialistischen
Kriegen, Aggressionen, Massakern
aufzuwiegen. Sie verrät sich zwei
fach: in der Form und im Inhalt ihres
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Die Finanzierung dieser Behörde durch
eine Sondersteuer ist entbehrlich, da
die Registrierung gebührenpflichtig
ist und die pharmazeutischen Erzeu
ger Untersuchungsgebühren zu ent
richten haben, die sich aus dem vor

gesehenen Verkaufspreis der Speziali
tät errechnen. Die von der pharma
zeutischen Industrie wiederholt vorge-

schlagenen Anhebung der Untersu
chungsgebühren und deren Ausrich -

Der § 8 (1) 2 sieht ausdrücklich vor,
da3 offenkundige Nachahmungen und
Wiederholungen bereits zugelassener
Spezialitäten abgelehnt werden kön
nen, wenn nicht ein Vorteil in tech
nischer oder therapeutischer Hinsicht
nachgewiesen werden kann. Dieser
Passus steht nicht nur in der Speziali
tätenordnung, sondern wird auch, wie
sich der Schreiber der Fortsetzungsse
rie beim Bundesminist erium für Ge
sundheit und Umweltschutz überzeu
gen kann, praktisch gehandhabt.

Spezialitätenordnung, die die älteste
auf der ganzen Welt ist, in vielen
Ländern für die moderne Arzneimite
telgesetzgebung Pate stand. Nach die
ser Spezialitätenordnung, die bereits
in der Ersten Republik gehandhabt
wurde und se it 1948 wied er in Kraft
ist, existiert eine Arzneimittelkon
trollbehörde - früher im Bundesmini 
sterium für soziale Verwaltung und
jetzt im Bundesministerium für Ge
sundhe it und Umweltschutz -, die je
des neue Medikament einem sehr ein
gehenden, in der Regel zwei bis zwei
einhalb Jahre dauernden Registrierungs
verfahren unterzieht, bevor eine Zu
1assung in Form der Erteilung einer
Spe zialitätenreg istriernumm er erfoIgt.
Dieses Registrierungsverfahren ist sehr
streng und umfaßt sowohl die medizi
nische, pharmakologische und tox i
kologische als auch die chemisch-tech
nische und pharmazeutische und
schließlich die preisliche Beurteilung
jeder pharmazeutischen Spezialität.
Wirksamkeit und Nebenwirkungen
werden außerordentlich sorgfältig be
urteilt, und die textliche Gestaltung
sowohl der Verpackung als auch des
Beipacktextes unterliegt einer stren
gen behördlichen Überwachung, bei
der praktisch Auflagen über die er
forderlichen Hinweise, Warnungen
und Kontraindikationen gemacht wer
den.

Österreicher

Proteste von österreichischen Ärzten
gegen diese Praktiken sind selten.

In der "Arbeiter-Zeitung" lief eine
Fortsetzungsserie von Thomas Meisl
zu diesem Thema. Dr. Hammer,
Akademiker-Vertreter der Pharmain
dustrie, kritisierte diesen Bericht aus
seiner Sicht, d. h. der Perspektive
der Pharmaindustrie. Nachfolgend
bringen wir seine Stellungnahme und

die Antwort Thomas Meisls, abge
druckt in "EINGRIFFE" (Informations
blatt der Arbeitsgemeinschaft Kriti
sehe Medizin und Volksgesundheit)
2. Quartal 1976. Zwecks Klärung
der Frage, wo "Sachlicrkeit und
Wahrhaftigkeit"(Dr. Hammer) ange
sied elt ist.
Zuerst der Vertreter der Pharma-In
dustrie:

Pharma-Industrie:

Österreich ist bei der Pharmaindustrie
ein beliebtes Land: In unseren Spitä
lern läßt sie von den Ärzten tagtäg
lich neueste Präparate an Patienten
ausprobieren. Gegen gute Bezahlung.
Ohne, daß die Ärzte die Patienten
vorher fragen. Ohne, daß eine über
geordnete öffentliche Ste lle prüft,
ob diese neuen Präparate überhaupt
gebraucht werden. Für solche Tests
stellen die Pharmakonzerne den Pri
marien ganze Labors zur Verfügung.

Vor allem werden in Österreich jene
Präparate ausprobiert, für die in
anderen Ländern keine Testerlaubnis
zu bekommen 1St. Der österreichische
Patient: e in Versuchskaninchen.

k

In meiner Eigenschaft als geschäfts-
führender Obmann der Interessenge
meinschaft der in der pharmazeuti
schen Industrie tätigen Akademiker
muß ich jedoch mein größtes Befrem
den darüber zum Ausdruck bringen,
in welcher geradezu unverantwortli
ehen Weise die pflichtgemäße Obsor
ge eines Journalisten verletzt wird.

In der Nummer vom 2. März werden
Reformvorschläge veröffentlicht, die
zum Teil Forderungen beinhalten, die
in Österreich seit Jahrzehnten, zum
Teil aus der Ersten Republik und zu
einem kleinen Teil sogar noch aus
der Monarchie, seit langem erfüllt

sind. Es sollte e ige ntlich einem Jour
nalisten, der zu dem gegenständlichen
Fachthema publiziert, bekannt sein,
daß die sogenannte österreichische

*
Z.P.

FRICII MAKOMASK I

Gesudels. "Unsere Israeli ", das ist der
der Jargon des 1. und 2. Weltkriegs,
des Völkermords in Vietnam: "unsere
Truppen ", "unsere Waffen-SS", "our
boys". Sinaifeldzug, Sechstagekrieg
und der militärische Üb erfall auf
ugandesisches Territorium, jawohl.
sie sind in einem Atemzug zu nennen.
Und sie sind Identifikationsobjekte
unserer blutrünstigen Bildungsbour
geoisie, auch das ist klar. Selbstent
larvung ohne Ende. Es fehlt nur noch
unser braver Bundeskanzler, aber da
ist er schon: die völkerrechtliche Sei
te überläßt er gerne irgendwelchen
weltfremden Professoren, ihn inter
essiert nur der politisch -praktische
Teil der Sache, den er ganz in Ord

nung findet.

Hoffentlich verstehen es "unsere
Israeli" nicht falsch. Sonst könnt e
es passieren, daß be im nächst en
Terroristenüberfall in Österreich
der Bundeskanzler sanft wie bisher
an eine unblutige Lösung denken,
"unsere Israeli" aber die Sache nach
ihrer Fasson lenken werden. Sie wer
den kurz vor Mitternacht mit zwei
Boing 707 und einem Herkulesgroß
transporter in Schwechat landen.
ein paar Dutzend österreichische
Gendarmen erschießen und mit den
Geiseln abrauschen. Servas Wien!
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In Zukunft geben Sie dem Patienten lieber etwas
kleinere Dosen von dem neuen Präparat, Schwester

als Versuchskaninchen

Dazu die Antwort der

KRITISCHEN MEDIZIN:

"Herr Dr. Hammer von der Pharma
Industrie wirft der Medizin -Serie Un
sachlichkeit vor. Seine Sachlichkeit
genügt uns auch nicht. Den Unter 

schied zwischen seinem Brief und
unserem Artikel wollen wir einmal
festhalten: Er will dort was zudecken,
wo wir etwas aufdecken müssen:

' ..)0
L./~

13

Dr. Norbert Hammer"

Die DurchfÜhrung klinischer Prüfun
gen ist ja nicht ein Willkürakt der
pharmazeutischen Industrie, sondern
die Erfüllung gesetzlicher Auflagen,
die letztlich im Interesse der Sicher
heit des Patienten liegen. Jener, der
fordert, daß neue Medikamente vor
der Registrierung nur mit Zustim
mung des Patienten, nach der Regi
strierung aber ohne Zustimmung des
Patienten angewendet werden, giht
zu erkennen, daß er von der Realität
keine blasse Ahnung hat, denn bei je
der Krankheit spielt die Psyche eine
ganz entscheidende Rolle. Es wäre
sehr simpel, den Schwarzen Peter
der Verantwortung dem Patienten zu
zuspielen, der möglicherweise in
einer verzweifelten Lage doch gar
nicht entscheiden kann, was ihm
hilft. So grOI! sollte doch das Vertrau
en zum Arzt noch sein, daG dieser
auf Grund seines Fachwissens se lbst
dann, wenn man ihm, wie dies in der
Artikelserie geschieht, die ethische
Grundlage zu entziehen versucht, am
besten weiß, wie er seinem kranken
Patienten helfen kann. Man kann ja
auch einen Bewußtlosen nicht fragen,
ob man ihm künstlich beatmen darf
oder nicht, und tut dies einfach in
Erfüllung der bis heute ja Gott sei
Dank noch nicht zur Diskussion ste
henden ärztlichen Verpflichtung, Le
ben zu erhalten, Krankheiten zu hei
len und Leiden zu lindern. Wer je
mals mit klinischen Prüfungen zu tun
gehabt hat, weiß, wie stark man die
Objektivität der Befunde beeinflußen
kann, wenn man den Patienten unnö
tig verunsichert.

Gesellschaftspolitische Veränderungen
herbeizuführen oder zu verhindern, ist
ein - meiner Meinung nach - legiti
mes Recht, doch sollte bei einem so
schwerwiegenden Thema der Boden
der Sachlichkeit und der Wahrh aftig
keit nicht verlassen werden.

Zu den Punkten einer Uniformierung
der Therapie, die in Reformvorschl<i
gen enthalten sind, möchte ich mich
nicht äußern, da dies wohl in die
Kompetenz der Ärzte fällt. Dagegen
möchte ich noch ein kurzes Wort
zum Verbot von Med ikamententest
serien in österreichischen Kranken
häusern sagen: Man kann sie natür
lich für Österreich verbieten. Man
sollte aber dabei die internationale
Bedeutung unseres Miniaturstaates
nicht überschätzen, denn der medizi
nische und therc;peutische Fortschritt
hängt nicht von Österreich ab und
wird auch ohne klinische Pharmako
logie in Österreich weitergehen. Al
lerdings würden zwei Folgen daraus
zwangsläufig resultieren, nämlich,
daß die österreichische Medizin, die
jahrhundertelang ein großes Ansehen
in der Welt hatte, auf das tote Ge
leise internationaler Bedeutungslosig
keit abgeschoben würde, zweitens,

dar. dann wahrscheinlich Medikamen
te in Österreich erst dann den Patien
ten zur Verfügung stehen, wenn sie
in unterentwickelten Ländern bereits
jurch neuere bessere Präparate ersetzt
würden.

licher Hinsicht, bedarf der Genehmi
gung des Bundesministeriums für Ge
sundheit und Umweltschutz.

tung auf den Schwierigkeitsgrad der
Untersuchungsmethoden wurde vom
Bundesministerium für Gesundheit
und Umweltschutz ebenso abgelehnt
wie der Vorschlag einer laufenden
Registergebühr analog zu den Patent
gebühren.

Der geforderte Te lephondiemt be
~teht längst in Form der Vergiftungs
informationszentr ale an der I. Medi
zinischen Univer~itätsklinik. und es
wäre für den Gesetzgeber ein überaus
einfacher Schritt, diese mehr oder
weniger freiwillige Eimichtung in
einen offiziellen Status zu versetzen.
Ob dabei patientenverständliche In
formationen vorteilhaft sind und sich
nicht vielmehr zu dem vom Autor
geforderten Verbot der Selbstmed ika
tion in Gegensatz befinden, soll hier
nicht untersucht werden. Ebenso soll
nicht diskutiert werden, ob das prak
tisch wllwirksame Verbot einer Selbst
medikation realistisch ist und sich
mit den Interessen des Hauptverbandes
der österreichischen Sozialversiche
rungsträger deckt. ••

In der Gestaltung der Beipackzettel
hat die pharmazeutischen Industrie
sehr geringe Freiheitsgrade, da der
Inhalt vorgegeben ist und sogar die
Formulierung behördlich festgelegt
wird. Jede Änderung, auch in sprach-



• Herr Dr. Hammer unterschätzt
uns: Er wird doch nicht im Ernst
glauben wollen, daß uns die Arz
neimittelkontrollbehörde im Ge
sundheitsministerium nicht be
kannt war. Weil die uns so gut
bekannt ist, ist sie uns viel zu

wenig.

Diese Behörde überprüft vor allem
jene Medikamente, die am öster
reichischen Pharmamarkt neu zu
gelassen werden sollen: Etwa
250 neue Präparate erhalten jähr
lich diese Neuzulassung. Etwa
ebensoviele werden jährlich aus
dem Handel gezogen.

Zur Klarstellung: Herr Dr. Ham
mer ist Vertreter der pharmazeu
tischen Industrie: Ihn kümmert
vor allem die Zulassung immer
wieder neuer Präparate am
Markt, damit das Geschäft wei
ter floriert. Wir versuchen die
Interessen der Patienten zu ver
treten: Wir kümmern uns daher
vor allem um die Arzneimittel
sicherheit, das heißt um die Arz
neimittelsicherheit, das heißt
um die Verschreib- und Einnah
mebedingungen aller in Öster
reich am Markt zugelassenen und
gehandelten Präparate.

• In Österreich werden heuer mehr
als 7000 verschiedene Medika
mente gehandelt. Die jetzt be
stehende Kontrollbehörde ist viel
leicht noch der Zulassung neuer
Präparate gewachsen. Rezeptur
durch den Arzt und Konsum ein
mal zugelassener Präparate ver
laufen in Öst erreich aber fast
unk ont ro11 iert •

Für die Kontrolle der mehr als
7 000 Präparate in Österreich
sind (wohlmeinend gerechnet)
gerade 20 Leute verantwortlich.
Wie wenig das ist, zeigt ein Ge
genbeispiel : In Schweden gibt es
2 500 zugelassene Präparate.
Die werden aber von mehr als
150 Leuten registriert und lau-
fe nd überprüft.

• Uns geht es vor allem um eine
größtmögliche Arzneimittelsicher
heit. Und von der kann in Öster
reich keine Rede mehr sein:
Erstens sind in Österreich noch
immer viele alte. in ihrer Wir
kung längst fragwürd ig geworde
ne Präparate am Markt. Das
Pharmastandardwerk von Good-
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man und Gilman schreibt zum
Beispiel über Strychnin: "Es gibt
keine vernünftige Verwendung
von Strychnin in der Therapie,
und daher auch überhaupt keine
Rechtfertigung für einen Strych
ningehalt bei Markenpräparaten.
Strychnin werden Eigenschaften
zugeschrieben, die es gar nicht
besitzt, oder nur dann besitzt,
wenn es in giftigen Dosen ange
wandt wird. "

In Österreich sind zwei Strychnin
reinpräparate und neun Strych
ninmischpräparate am Markt.

Zweitens will die Werbung und
der Beipackzettel immer den
Eindruck erwecken, daß Medika
mente sehr viel nützen, aber nur
sehr wenig schaden können. Den
gesamten Arzneimittelmißbrauch
halten wir vor allem für einen
Reflex auf diese dauernden Ver
schleierungen. Mit dem Nutzen
von Medikamenten wirbt sich's
halt leicht. Mit den Schäden der
gleichen Medikamente ist kein
Geschäft zu machen.

Drittens wird von vielen Apothe
ken in Österreich laufend die
Rezeptpflichtigkeit umgangen.
Präparate, die der Arzt verschrei
ben müßte, deren Einnahme er
zu regeln und vor deren Neben
wirkungen er zu warnen hätte.
werden von den Apothekern oft
auch ohne Rezept verkauft. Das
hebt bestimmt den Apotheker
umsatz. Die Arzneimittelsicherheit
senkt es noch viel mehr.

Viertens bedeuten noch so viele
Tests und Kontrollen vor der Zu
lassung noch lange nicht, daß das
Medikament sicher nicht schäd
lich ist. Zum Beispiel der Appe
titzügler "Menocil ". Anstands-
los hat er alle Überprüfungen pas
siert. Nach drei Jahren mußte er
trotzdem aus dem Handel ge
nommen werden: Die "Schwei-

zer Medizinische Wochenschrift"
konstatierte für den Zeitraum von
1966 bis 1969 148 tödliche Lun
genfibrosen. Fast alle wurden ver
ursacht durch die vorschriftsmäßi
ge Einnahme von MenociL Lun
genfibrosen führen entweder zu
einer tödlichen Herzüberlastung
oder zum Erstickungstod. Zahlen
über die Menocil-Opfer in Öster
reich sind nie öffentlich disku
tiert worden. Menocil-Opfer lie-

gen heute noch in unseren Kran
kenhäusern. Und sterben an einer
Krankheit. die vorher fast nie auf
getreten ist.

Um zusammenzufassen: Die neue
Behörde. die wir uns vorstellen,
hätte vor allem den Bereich
zwischen Medikament und Pa
tient zu kontrollieren. Um die
Arzneimittel sicherheit sicherzu 
stellen. Herr. Dr. Hammer lobt
die heutigen Zustände. Kennt er
sie nicht oder will er sie nicht
kennen?

• Herr Dr. Hammer lobt auch die
"streng behördliche Überwachung"
bei der Formulierung von Bei
packzetteln. Wir halten diese
Überwachung vor allem für einen
faulen Kompromiß zwischen den
Umsatzinteressen der Pharmain
dustrie und den Sicherheitsvor
schriften der Kontrollbehörde.
Überhaupt unklar ist, für wen
Beipackzettel geschrieben werden:
Für den Arzt als wissenschaftli 
che Information? Oder für die
Patienten als Gebrauchsanwei
sung? Beiden Ansprüchen genügt
der Beipackzettel nicht: Den
Arzt informiert er zuwenig,
und den Patienten verwirrt er.
Wenn Arzt und Patient ihn über
haupt lesen. "Echnatol" ist ein
Präparat gegen Reisekrankheit
und Erbrechen. Auf dem Beipack
zettel werden als "Vorteile von

Echnatol" groß angekündigt:



•

"Rascher Wirkungseintritt, keine
Nebenerscheinungen, in thera
peutischen Dosen praktisch un
toxisch, für alle Altersstufen
geeignet. "

Ganz am Schluß des Beipack
zettels steht harmlos ein "Hin
weis": "Darf von Kindern unter
drei Jahren und von Schwangeren
nur über ärztliche Anordnung
genommen werden. "

Im Gerichtsmedizinischen Insti
tut in Wien lagen bereits tote
Kinder, von Echnatol vergiftet.
Und der Vergiftungsinformations
zentrale sind noch weitere 15
Vergiftungsfälle in kaum zwei
Jahren bekanntgeworden. Die
Dunkelziffer der Echnatolver
giftungen schätzen Toxikologie
Spezialisten noch weitaus höher
ein. Echnatol ist rezeptfrei.
Kein Arzt kann vor ihm warnen.
Wir halten "Hinweise" dort für
unverantwortlich, wo gewamt
werden muß.

Herr Dr. Hammer zitiert den
Paragraphen 8 der "Österreichi
schen Spezialitätenordnung":
"Zur Zulassung nicht geeignet
sind insbesondere solche Zube
reitungen, die offenkundige
Nachahmung oder Wiederholung
von in Österreich registrierten
Spezialitäten sind, sofern nicht
eine Verbesserung in technischer
oder therapeutischer Hinsicht

nachgewiesen wird. "

Herr Dr. Hammer kennt diesen
Paragraphen. Wir kennen ihn
auch. Und beide wissen wir,
was er wert ist: nämlich wenig.
In Österreich wimmelt es nur
so von Mehrfachpräparaten, bei
denen von einer "Verbesserung
in technischer oder therapeuti
scher Hinsicht" keine Rede sein
kann:

Herr Dr. Hammer ist leitender
Angestellter der Firma Bender
& Co., einer der größten Medi
kamentenherstellungs- und

-vertriebsfirmen in Österreich.
Es hat genügt, nur ein Präparat
seiner Firma auf gleiche oder
ähnliche Präparate zu überprüfen:
Bender stellt "Beromycin" her,
ein Präparat, das 400.000 Inter
nationale Einheiten (IE) Kalium
Phenoxymethylpenicillin enthält.
Aber auch die österreichische
Firma Biochemie vertreibt

"Ospen", ebenfalls 400.000 IE
des gleichen Substrats. Und
Hoechst Austria vertreibt "Clia
eil-Tabletten" mit 6GD.000 IE
des gleichen Substrats. Die Fir
ma Novo -Kopenhagen vertreibt
Phenoxypen-Dragees in zwei
Ausfertigungen: Mit 250.000 IE
und 500.000 IE des gleichen
Substrats, und die Firma Sanabo
Wien verteibt Star-Tabletten mit
600.000 JE wiederum des gleiche TI

Substrats.

Was zu beweisen war: Die bes
ten Paragraphen nützen dann
nichts, wenn die Jnuustrie nicht
wilL

Den Paragraphen 8 unterläuft
die Pharmaindustrie durch kleine
Dosisabänderungen, durch die
Forderung nach einer "P aletten
erweiterung" und die Änderung
der Wirkstoffverhältnisse be i
Mischpräparaten. Diese Milli
grammtricks gefährden die Arz
neimittelsicherheit.

• Ben Dr. Hammer versteht uns
nicht: Wir fordern ein Verbot
der Selbstmedikation (von weni
gen Ausnahmen vielleicht abge
sehen), weil heute kein Patient
der Kompliziertheit von Wirkung
und Nebenwirkung, der Ein
schätzung von Indikation und
Kontraind ikation gerecht werden
kann. Zugleich brauchen wir
aber rasch eine leicht zugäng
liehe Informations- und Bera
tungsmöglichkeit für die Patien
ten, weil der Arzt allein heute
die Arzneimittelsicherheit nicht
mehr gewährleisten kann.

Die Verg iftungs informationszen 
trale an der Klinik Deutsch ist
ein gutes Beispiel für rasche,
unbürokratische Information und
Beratung. Für eine Arzneimittel
information ist sie trotzdem un
zuständig, weil sie weder per
sonell noch ihrer Ausrüstung
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nach in der Lage ist, über alle
in Österreich registrierten Medi
kamente umfassende und patien
tenfreundliche Auskunft zu geben.
Denn nicht jede Medikamenten
einnahme ist gleich ein Vergif
tungsfall.

• Herr Dr. Hammer unterstellt
uns, wir würden ein Verbot von
Medikamententestserien in öster
reichischen Krankenhäusern for
dern. Da hat er uns weniger
genau gelesen, als wir ihn. Wir
fordern nur :::in Verbot jener
Testserien, die mit unwissenden
Patienten durchgeführt werden.
Er will in seinem Brief den un
informierten Patienten, um die
Sicherheit der Forschung zu ge
währleisten. Wir wollen genau
das Gegenteil: Den Patienten
informieren, um endlich die
Unsicherheit dieser Forschung
aufzudecken. Dr. Hammer ver
wechselt zwei Dinge: Informa
tion und Verunsicherung. Der
Bewußtlose, den niemand fra
gen kann, ob man ihn künst
lich beatmen darf, ist ein
schlechtes Beispiel: Noch sind
nicht alle Patienten bewußtlos.

Dr. Norbert Hammer ist einer der
einflußreichsten Vertreter der Pharma
industrie in Österreich, wohleinge
führt in die gesundheitspolitischen
Kreise. Er müßte alles wissen über
die Praktiken der Pharmaindustrie.

Wir wissen noch nicht alles über
deren Praktiken. Aber was wir wis
sen, schreiben wir auch. Und was
wir schreiben müßte Dr. Hammer
doch auch gewußt haben. Wer sei

nen Brief liest, könnte meinen, er

wüßte weniger als wir. Oder aber
schreibt er nicht alles, was er weiß.

Dr. Hammer hat uns Unsachlichkeit
vorgeworfen. Wir haben ihm seine
nachgewiesen.

Thomas Meisl"*I

BOOK P(N\IER
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Alice Schwarzer - 3. Teil

Der Feminismus und die Linke

I
16

Q!;.: Glaubst Du nicht, daß durch die
zweifellos wichtigen persönlichen
bewegung besteht, zu einem "geho
benen Kaffeekränzchen"zu werden?

enen Kaffeekränzchen " zu werden?
Woher nehmen die diversen Frauen
ihre Einschätzungen und Kenntnisse
über politisch wichtige Situationen?
Woraus lernen die Frauen politisch
denken und die Klassenzusammen
hänge zu begreifen? Sich in politi
schen Situationen - siehe Streikbre
chen - richtig zu verhalten?

AS: Tja, das sagt man im allgemei
nen zu einer Frauenbewegung, daß
sie ein Kaffeekränzchen ist. Daß sie
keines ist, das sehen wir im Moment.
Ich denke, daß die Linke darunter
leidet, daß sie einen sehr engen und
verkrüppelten Politikbegriff hat.
Politisch denken und politisch han
deIn - es gibt Dinge, die sehr poli
tisch sind und doch heute nicht als
politisch begriffen werden. Ich will
ein kleines Beispiel nennen: Vor
zwei Jahren ist in einer Fabrik in
Berlin bei Krone, wo Telefonapparate
gebaut werden, eine jugoslawische
Arbeiterin ausgeflippt, die hat Para
noia bekommen und hat überall
Abhörgeräte gesucht. Das ist eine
sehr naheliegende Reaktion auf die
jahrelange Fließbandarbeit an den
Telefongeräten. Das Ausflippen hat
dann ansteckend gewirkt auf die
ganze Abteilung; da waren 80 Frauen,
die alle sogenannte hysterische An
fälle bekommen haben, d. h. sie
haben geschrien und geweint, und
dann hat man ihnen ein zu starkes
Beruhigungsmittel gegeben - die
Ärzte und Krankenschwestern spielen
da eine bestimmte Rolle als Kontrolle
in diesen Retrieben, und dann krie
gen die Leute ganz einfach ihr Be
ruhigungsmittel verpaßt, und alles
ist wieder gut. Nur durch die zu hohe
Dosis Beruhigungsmittel, die dann
bei einigen Frauen Krämpfe auslöste,
ist die Sache überhaupt erst an die
Öffentlichkeit gekommen. Sonst
wäre das eines von vielen der all
täglichen Vorkommnisse in der Fa
brik gewesen. Und die Reaktion der

Linken, der Gewerkschaft und auch
der linken Betriebsgruppe, die dort
seit Jahren eifrig radikale Basisarbeit
leistet, war einfach: Die Frauen sind

ausgeflippt, das sind hysterische
Weiber. Ich habe dort selbst recher
chiert und war an einem Montag
dort, nach den Vorfällen am Frei
tag; da gingen die Frauen, denen es
selbst sehr peinlich war, daß sie so
hysterisch waren, schön brav wieder
an ihr Fließband und es war ihnen
selbst, wie gesagt, alles sehr pein
lich und sie haben weitergearbeitet.
Mit diesem Beispiel will ich klar
machen, daß Frauen protest andere
Formen annimmt, Hysterie z. B. ;
Frauen können sich gar nicht anders
ausdrücken als durch ihren Körper,
Ein Arbeiter, der genug hat beim
Krone, der wirft die Klamotten hin
und sagt dem Meister: "Jetzt bin ichs
leid". Wenn sich die anderen dann
anschließen, wird das ein Arbeits
kampf, und dann kommt die Gewerk
schaft gerannt und versucht noch
schnell auf den fahrenden Zug zu
springen, und dann kommt die Ba
sisgruppe gerannt und freut sich, daß
sie da etwas zu kanalisieren hat und
wird also den Genossen eifrigst Flug
blätter in die Hand drüc ken, die
ihnen sagen, was sie von all dem zu
halten haben, oder wird versuchen,
ihren Teil beizutragen. Aber wenn
Frauen hysterisch werden und aus
flippen' dann wird es von ihnen
selbst nicht als Protest gegen ihre

Arbeits- und Lebensbedingungen

begriffen, gegen die sie eben keine

andere Möglichkeit haben als die der
Hysterie, die ihnen zugewiesen ist.
Wenn eine Hausfrau genug hat,
schmeißt sie Teller an die Wand,
etwas anderes kann sie gar nicht
machen. Ihre Formen des Protestes
werden auch von der Linken nicht
als solche begriffen, sondern werden
als kleine Frauensachen diffamiert.
Wir, die Frauenbewegung, haben in
den letzten Jahren, finde ich, er
staunlich vie 1 und erst aunlich Kreati
ves zur Analyse der spezifischen
Ausbeutung, der spezifischen Be
troffenheit und der spezifischen
Reaktionen von Frauen beigetragen.
Und ich denke, daß die Linke in der
nächsten Zeit verdammt viel zu tun
haben wird, um all das noch nachzu
holen, zu lesen, zu lernen, und die
Augen und Ohren weit aufzumachen,
denn wir haben eine Menge zu sagen,

auch zu dem, was angeblich die
Linke so interessiert. Es ist nicht an
uns, dort wieder hinzurennen und
deren Sprüche, die ja nicht zufällig
die Menschen so wenig erreichen,
nachzubeten. Wir haben hier zu ar
beiten und tun das auch und mein
Problem ist nicht, daß ich Angst habe,
daß der Klassenaspekt oder die linke
Sache, wie immer Du das nennen
magst, dabei zu kurz kommt. Ganz
im Gegenteil. Was mich sehr ärger
lich macht, ist, daß es sich bei den
Fragen aus der Linken - wobei ich
sage, der männerdominierten Linken,
die Frauenbewegung gehört ja groß
teils auch zur Linken - immer um
dieselben Fragen handelt, seit
Jahren; ich habe, wenn ich mir das
so anhöre, vor fünf Jahren dieselben
Fragen gehört wie heute; die haben
nichts dazugelernt, obwohl inzwi
schen sehr viel passiert ist. Ich sehe
auch bei Diskussionen, wie bei der
im "Z"-Club, wenn Linke reden, daß
die mit bestimmten Klischees kom
men; die haben auch von mir nichts
gelesen - sie müssen von mir nichts
lesen, das ist keine Pilichtlektüre 
aber wenn man nun hingeht, um eine
Schwarzer zu kritisieren, ist es viel
leicht nicht schlecht, auch einmal
zu gucken, ob das Klischee, das
man von einer Feministin im Auge
hat, auch mit dem iibereinstimmt, was

sie so schreibt und sagt. Es entstehen

dann diese aberwitzigen Situationen,
die eigentlich sehr entlarvend sind,
und sehr gut sind; und die Menschen,
die da sind, melken, was für ein
Klischee sie im Kopf haben, das
mit dem Menschen, mit dem sie
sich angeblich auseinandersetzen
wollen, überhaupt nicht überein
stimmt. Dann sage ich also eine
halbe Stunde meine Sachen, und
dann steht einer auf und läßt sein
vorprogrammiertes Ding los, und
unterstellt mir genau das Gegenteil
von dem, was ich gerade gesagt
habe, weil das Gegenteil sein Kli
schee ist. Das ist dann immer sehr
fatal für die Person, den Genossen
oder die Genossin, weil alle Leute
das natürlich merken; die sind nicht
so dumm, die können auch noch zu
hören. Das zeigt mir, mit welcher
Borniertheit die meisten Linken an



lch bestreite gar nicht, daß du der Herr im Haus bist - trotzdem geht mir die

allabendliche Staubkontrolle auf die Nerven!

die ganze Frauenfrage weiter heran
gehen, obwohl es partiell anfängt,
hie und da aufzubrechen. Ich muß
sagen, je länger ich als Feministin
arbeite, desto weniger bin ich ge
willt, mich auf dieser Ebene über
haupt noch auseinander zusetzen.
Meine ersten Arbeiten waren z. B.
viel verbindlicher und viel versöhn
lerischer als meine jetzigen, und
ich bin fest überzeugt, daß, wenn
die klassische Linke weiter so bor
niert bleiben wird, der Konflikt
sich verschärfen wird, und sich ver
schärfen muß; ich bin da auch dafür.
Wenn Leute aber etwas verstehen, so
ist das umso besser; ich suche nicht
den Konflikt, mir tut es um jeden

Konflikt, der zusätzlich da ist, le id.

~ Ja, wenn bei einer Diskussion
wie im "Z"-Club die sogenannten
linken Genossen idiotische Fragen

vor allem auf sexuellem Gebiet an
Dich richten, liegt das nicht daran,
daß die Sexualität in unserer Gesell
schaft tabuisiert ist, und daß man bei
solchen Gelegenheiten seinen geilen
Fantasien freien Lauf lassen darf?

~ Nein, das ist es noch nicht ein
mal. Es ist eher so, wie ich es mit
einem Beispiel zeigen kann: Ich habe
so einen Genossen aus dem "Z"-Club
noch im Ohr. Dort habe ich also eine
halbe Stunde eingehend geredet, habe
auch gesagt, welche Rolle für mich
der Klassenwiderspruch spielt. Natür
lich habe ich ein etwas anderes
Vokabular, was es wahrscheinlich
auch so schwierig macht. Nicht nur
ist die Linke eine männerdominierte
Linke und hat daher auch einiges
der Frauenbewegung gegenüber zu
verteidigen, sondern es ist auch so,

daß die Frauenbewegung, und ich
vor allem, sich zunehmend weigern,
mit dem gängigen Reizvokabular zu
arbeiten. Ich drücke die Dinge anders
aus, der Bruch zwischen der Sprache,
mit der ich lebe, und der Sprache,
in der ich schreibe, ist nicht sehr
groß; ich würde sagen, es ist über
haupt kein Bruch da. Ich versuche
so zu schreiben, wie ich rede und
wie ich lebe, und gehe also an diese
Inhalte mit denselben Worten heran.
Da ich also das Reizvokabular oder
bestimmte Begriffe nicht immer
wieder so hinwerfe - die hat man
erst einmal zu liefern, dann darf
man weiter machen - begreifen die
Jungen oder auch Mädchen einfach
nicht; die müssen zuerst das und das
Wort hören, und wenn sie das nic ht
hören, sind sie nicht fähig, in ande
ren Worten oder anderen Formu herun
gen dieselben Inhalte zu erkennen.
Zurück zum Beispiel: Im "Z·· -Cl ub
ist dann eben passiert, daß einer
nach einer halben Stunde aufgestan
den ist und sagte, ja, wenn ich dich
jetzt richtig verstanden habe - das
hat er sich sicher die ganze Zeit vor
her schon vorgenommen - wenn ich
dich also richtig verstanden habe,
dann hältst du den Klassenkampf für
unnötig. Daraufhin schnaufte selbst
die letzte Maus im Raum und guckte
völlig empört - immerhin, das sind
ja immer Eigentore von den Jungen.

Deswegen werde ich auch immer
souveräner in diesen Dingen, weil
mich das wirklich nicht stört; es
schauten auch alle Leute ganz
empört und sagten, du spinnst wohl,
oder so, weil ich doch die ganze
Zeit das Gegenteil gesagt hatte. Also
so läuft es immer und ich mache
dann immer Erfahrungen, die die
Frauenbewegung grundsätzlich macht,
und die sollten uns eine Menge
lehren. Ich habe auch die Reaktionen
gesehen, das möchte ich als letztes
noch dazusagen, ich bin ja jetzt
im November und Dezember sehr
viel durch die Gegend gerast und
habe auch sehr viel diskutiert, unter
anderem auch, um die Etikettierung
so zu unterlaufen, und ich habe
eigentlich gesehen, daß die
Schlimmsten in den Diskussionen die
Genossen waren. Schlimmer als
alle anderen. Wenn ich jetzt sage,
die Genossen, dann sage ich das
einmal so pauschal, auf Personen
bezogen, die ein bestimmtes Auf
treten haben und sich als Genosse
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flikte abfangen. Es zeigte sich je
doch, daß auch die SPD nicht in
der Lage war, mittels ihres "Ökono
mischen Krisenmanagements" Krisen
zu verhindern. Die Staatsfinanzen
wurden für Subventionen der Unter
nehmen verwendet, nach dem Motto:

Wenn das Kapital Gewinne macht,

gehts den Arbeitern gut. Und das
mit der Illusion, die Regierung
könnte dadurch in die Wirtschaft
"lenkend" eingre ifen. Die Mittel
für diese Subventionen versuchte
man durch Erhöhung der Steuern
(Mehrwertsteuer), durch den Abbau
von Sozialleistungen (Bild ungssektor)
und schließlich durch Einsparungen
im öffentlichen Dienst mittels einer
Reorganisation des Staatsapparates zu
bekommen. Diese Belastungen erfor
derten andererseits wieder ein "Po
1itisches Krisenmanagement" um zu
verhindern, daß aus der drohenden
ökonomischen Krise eine Krise des
politischen Systems - und damit der
SPD - würde, wie es sich schon
1968 in den Studentenumuhen und

in den Terroranschlägen der Baader- I
Meinhof -Gruppe (der späteren RAF)
abzuzeichnen begann. Zur Befriedung
der gesellschaftlichen Konflikte diente
(und dient) vor allem die Sozialpart 
nerschaftsideologie. Die Gewerkschafts
funktionäre sollten auf die kapitalis
tische Gesellschaftsordnung verpflich
tet werden. Gleichzeitig baute man
Feindideologien auf - etwa die "ÖI
länder", die an dieser Krise mit
ihrer großen Arbeitslosigkeit schuld
sei n sollten.

Die Einsparungen im öffentlichen
Dienst und im Bildungssektor (Nume
rus Clausus) führten jedoch zu einer
deutlichen Linksentwicklung der kri
tischen Intelligenz - eine gefährliche
Entwicklung, da gerade dieser Staats
apparat notwendig war, um mittels
seines "staatsinterventionismus " der
sinkenden Profitrate des Kapitals
entgegenzuarbeiten.

Ein Verbot kommunistischer Parteien
(wie 1956) konnte damals anläßlich
der beginnenden neuen Ostpolitik
nicht in Frage kommen. Deshalb
schritt man zur juristischen Konzep
tion der "Verfassungstreue " bzw,
des "Verfassungsfeindes ".

Antirepressionskampagne

Für eine Solidarität
Zu Pfingsten fand in Frankfurt der
Kongreß gegen politische Unterd rük 
kung und ökonomische Ausbeutung
statt. Er wurde vom Sozialistischen
Büro Offenbach ("links ") vorbereitet
und war von etwa 20.000 Genossen
besucht, worunter sich auch zahl
reiche ausländische Delegationen
befanden.

Der Kongreß war der Höhepunkt
einer vom SB (Soz. Büro) langfristig
geführten Kampagne gegen die Re
pression in der BRD. Ihr Ziel sollte
die Solidarisierung der Betroffenen
und die Solidarität mit den Betrof
fenen herbeiführen und in konkrete
Gegenstrategien umschlagen. Die
Ergebnisse dieser Kampagne sollten
in den einzelnen Arbeitsgruppen
während des Kongresses form uli ert ,
die Organisation von Gegenmaßnah 
men diskutiert werden.

Um die Perspektiven dieser Bewe
gung einschätzen zu können, ist es

zweckmäßig, sich noch Einmal die
deutsche Szene der letzten zehn
Jahre zu vergegenwärtigen. Die Kam

pagne knüpft an dem als "Berufsver
bot" bekannten Ministerpräsidenten
erlaß im Jänner 1972 in der BRD an.
Dieser Erlaß richtet sich gegen die
Beschäftigung von sogenannten "Radi
kaien" im öffentlichen Dienst. Dieser
Erlaß hat eine konkrete Vorgeschichte:
Die SPD befand sich damals in ei
ner Zwickmühle. Schon inden 60iger

Jahren deutete sich eine starke Fi
nanzkrise des Staates (und das nicht
nur in der BRD) an. Die Einrichtung
einer Regierungskoalition SPD/FDP
sollte die massiv aufgebrochenen
politischen und ökonomischen Kon-

oder auch Genossin betragen. Ich
habe immer versucht, und werde das
auch weiter tun, so zu reden, daß es
für alle Leute maximal verständlich
ist, und auch möglichst wenig re
pressiv, im Auftreten und im Ver
halten. Es sollen die Leute ermutigt

werden, auch zu reden. Das ist bes
ser, als so groß aufzudrehen, daß

sowohl aufgrund des Auftretens als
auch der Sprache alle nur sagen
können: "Na die da oben, die kann
das halt, da muß man das Maul
halten" und vielleicht anschließend
noch einmal schüchtern fragen und
dann nach Hause gehen, Gut, dann
sind die Genossen da, mit der von
mir eben beschriebenen Borniertheit,
und man kann dann sicher sein, daß,
wenn sich ein paar zusammengetan
haben Llit der finsteren Absicht, das
auf jeden Fall kaputt zu machen,
koste es, was es wolle, es ihnen zu
mindest gelingt, die Atmosphäre
empfindlich zu stören. Es ist nämlich

so, daß diese Auftritte, die klassischen
Genossenauftritte , sehr zynisc h sind.
Zynisch sind einmal in der Ignorie
rung der Menschen, die anwesend
sind, deren Erfahrung, deren Inter
essen, deren Ängste und Bedürfnisse
sie nicht interessieren. Sie kommen
an mit einem Ding und diese Kla
mottc müssen sie dann durchziehen,
und dann stehen sie auf und tun das
in einer Spri'che, die diesen ganzen
Zynismus, diese Menschenverachtung
ausdrückt. Und das spüren die Leute.
Ich denke, daß sich die Linke immer
Fragen stellen sollte, in bezug auf
Frauen, in bezug auf sich selbst 

es ist nicht nur ungeheure Menschen
verachtung, zu denken, die anderen
sind zu dumm, um zu begreifen; man
soll sich auch fragen, vielleicht
liegt es an meinen Inhalten oder
meiner Art, mich zu vermitteln. Ich
kann sehr gut verstehen, daß ein

Arbeiter, wenn er abends völlig i' HERR WAI-I~,

abgeschafft aus der Fabrik kommt ~~NS~~

lind ihm dann einer mit einer roten r---
Fahne etwas auf Parteichinesisch i\'
entgegenquasselt, dann sagt:"Geh' ,

~ I~ rBfR~~r.doch rüber! " Die Leute spüren den '.\1, ~-® ~

Zynismus, die fühlen sich verarscht c. ~,&_

und funktionalisiert. Solche Sachen I /_~~ )~
mache ich nicht mit; für mich ist ( ~ ,\

auch nicht alles links, was sich links ~~'
nennt. Ich bin auch nicht gezwungen ~
und bin nicht gewillt, mich mit

allem auseinanderzusetzen - da habe J{1"' ~
ich besseres zu tun. *L ~
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dessozialistischen Büros in der BRD

der Beleidigten und Ausgebeuteten

Die SPD konnte darauf vertrauen,
daß die Einschränkung der Privile
gien der Staatsdiener in der Bevöl
kerung durchaus zu vertreten sein
werde, und sie damit den Protest

als ungerechtfertigt hinstellen könn-
te (Dafür spricht, daß die Abwei 
sungen in letzter Zeit nicht mehr

politisch begründet werden, sondern

einfach mit dem Argument: wir
haben keine freie Stelle für Sie.
Hier dann zu zeigen, daß es sich
eigentlich um ein Berufsverbot han
delt und daß die Akte des Verfas
sungsdienstes in der Schublade liegen,
ist erheblich schwerer.). Zu dieser
planvoll eingeleiteten politischen
Isolation aller "Linksextremisten"
boten natürlich die Aktionen der
"RAF" und des "2. Juni" einen will
kommenen Anlaß. Die SPD konnte
damit die Einschränkung der Privi
legien als nicht nur dem "Allgemein
wohl dienlich" hinstellen, sondern
gleichzeitig auch auf die notwen
dige Bekämpfung "antidemokratischer
Kräfte" hinweisen.

Es hat sich dann auch gezeigt, daß
innerhalb der bürgerlichen Presse das
Berufsverbot auch in dieser Art und
Weise verteidigt wurde. Damit wurde
aber auch die berechtigte Kritik der
Linken disq ualifiziert. Sie wurde
isoliert, mit dem Image des "Staats
feinds" belegt, um zu verhindern,
daß ihre Kritik an der momentanen
kapitalistischen Entwicklung auch
auf andere gesellschaftliche Bereiche
übergreift •

Denn es ist ja nicht so, daß sich
die politische Unterdrückung nur auf
die Intelligenz beschränkt. Die Intel
ligenz hatte nur bisher mehr Freiräu
me (Universitäten usw.) die es ihr
erlaubten sich politisch zu betätigen.
In den Betrieben war dieses Recht

auf politische Betätigung und freie
Meinungsäußerung schon von jeher
eingeschränkt, durch die Drohung
einer jederzeit möglichen Entlassung.
Die Situation ist hier noch viel
schärfer, denn die derzeitige Welle
von Rationalisierungen und Arbeits
intensivierungen ist begleitet von
einer stark ansteigenden Arbeitslosen
rate. Je mehr Arbeitslose es aber
gibt, desto mehr "Zivilcourage"
erfordert es dann, sich gegen solche
Maßnahmen zu organisieren, will
man selbst nicht auch den Arbeits
platz verlieren.

Daran zeigt sich, daß es in der
BRD verschiedene Ausgangslagen gibt,
um sich gegen die allgemein zuneh
mende Repression zu wehren - die
erst miteinander in Verbindung ge
bracht werden müssen, will man
eine allgemeine Solidaritätsfront,
einen Kampf auf allen gesellschaft
lichen Ebenen erreichen. Rudi Dutsch
ke forderte auf dem Kongreß die
"Einheit von Ausgebeuteten und Be
leidigten ". Er meinte damit, daß
der Kampf nicht nur alleine gegen
die neu aufgetretene Unterdrückung
der Linken im Staatsdienst richten
darf - das wäre höchstens ein Kampf
von Intellektuellen, die beleidigt
sind, ihre politischen Freiräume zu
verlieren. Ein derartiger Kampf würde
höchstens noch tiefer in die Isolation
der Linken führen. Will man aber
die Repression wirks am bekämpfen,
so sollte man den Kampf nicht auf
einen, eher abgehobenen Teil der
Gesellschaft beschränken, sondern
muß versuchen, der Bewegung eine

Stoßrichtung zu geben, an der sich
alle beteiligen können, weil alle
betroffen sind. Das heißt, man
kämpft nicht nur gegen das Berufs
verbot der Linken (die in der Öffent
lichkeit als staatsfeindliche Extre
misten hingestellt werden) sondern
wendet sich hauptsächlich gegen
die allgemeine <;chleichende Repres
sion in den Betrieben, in den Gewerk
schaften, in den Schulen. Gegen
eine Repression, die nicht so einfach
aufzuzeigen ist, we il es hier keine
"Radikalenerlässe " gibt, die aber
gerade weil sie nicht so deutlich
ist, weil sie uns unbewußt unter
drückt, weil wir sie nicht fassen
können, umso schmerzhafter ist,
Gegen ein offenes Berufsverbot kann
ich auf die Straße gehen, aber was
tue ich gegen den ständ igen Lei
stungsdruck, das Tempo am Fließ
band, die Konkurrenz des Arbeits
kollegen - oder die Angst, den
Arbeitsplatz zu verlieren und dann
vielleicht noch eine Familie er
nähren zu müssen?

Das SB hat diesen Widerspruch er
kannt, fordert es doch seit Jahren
die politische Arbeit in den Betrieben:
und innerhalb der Gewerkschaft. '
Nicht zufälliger Weise gab es statt
eines Kongresses gegen das Berufs
verbot einen Kongreß gegen politi
sehe Unterdrückung und ökonomische
Ausbeutung. Nicht zufällig gab es
Arbeitsgruppen zu allen Bereichen
der Gesellschaft: Betrieb und Gewerk
schaft, Öffentlichkeit und Medien......
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Es haben sich auch schon zahlreiche
internationale Komitees gegründet,
die auch von namhaften sozialisti 
sehen Parteien (Frankreich) unter
stützt werden, um zu verhindern,
daß die BRD auf Grund ihrer wirt
schaftlichen Vormachtstellung in
Europa zugleich auch ihre wirtschaft
lichen und politischen Praktiken
"exportiert".

2) Aktive Gegenwehr erfordert finan
zielle Unterstützung der direkt
Betroffenen und Gefährdeten. Jeder
der über eine feste Berufsposition
verfügt, ist aufgefordert, finan
zielle Unterstützung zu leisten.

So wurde vom SB ein Solidaritätsfond
für diesen Zweck gegründet. Es sollen
daraus auch Proj ekte sogenannter
"Rotarbeit " finanziert werden, in
denen sich vom Berufsverbot Betraf
fene selbst organisieren sollen um
ihre Arbeitskraft der politischen Be
wegung zur Verfügung stellen zu
können.

*M.P.

Auch in Österreich ist daran gedacht,
konkrete Schritte zur Gegenwehr zu
unternehmen. Bei uns stellt sich eine,
zwar in abgeschwächter Form, ähn
liche Situation wie in der BRD. Auch
die SPÖ muß Sparmaßnahmen inner
halb des Staatsapparates ergreifen
(Lehrerstopp, Kürzung der Lehrauf
träge an den Unis um 20'10) um das
Budget für Subventionen "freizuma
chen". Um zu verhindern, daß derartige
Maßnahmen in einen isolierten Kampf
von Intellektuellen umschlagen, sollte
von vorneherein bei jeder derartigen
politischen Arbeit die Verbindung zur
Repression in anderen gesellschaft
lichen Bereichen, als allgemeines

Wesensmerkmal der derzeitigen kapi
talistischen Entwicklung gesucht
werden.

Das SB hat aufzuzeigen versucht,
daß nicht nur linke Staatsdiener vom
Berufsverbot betroffen sind, sondern
daß die konkrete kapitalistische
Orgam~ation der Arbeit schon längst
jede Möglichkeit zum politischen
Kampf und zur politischen Äußerung
in der Arbeitswelt unterbunden hat.
Daß jede Rationalisierung, bei der
ganze Berufe wegrationalisiert wer

den ein viel schlimmeres Berufsver
bot darstellen: weil gleichzeitig
damit die gesamte Ausbildung ver
loren geht, während die Intelligenz
ihren Kopf noch für die unterschied
1ichsten Aufgaben einsetzen kann,
ohne deswegen gleich als Hilfsar
beiter eingestuft zu werden. Man
versuchte aufzuzeigen, daß nicht
jeder Kampf gegen Berufsverbot und
Arbeitslosigkeit automatisch das
kapitalistische System in Frage stellt,
daß man nicht für den "Arbeitsplatz
am Fließband" (Cohn-Bendit) kämpft
sondern gleichzeitig auch gegen die
unmenschliche Prod uktionslogik des
Kapitalism uso

Die Bedeutung des Kongresses liegt
darin, daß sich hier fast die gesamte
deutsche Linke (mit wenigen Ausnah
men) versammelte, um solidarisch
neue Wege sozialistischer Politik
zu diskutieren. Sollte es gelungen
sein, durch neue inhaltliche SChwer
punkte die Linke aus ihrer Isolation
herauszuführen, so könnte dies ei
nen Wendepunkt in der sozialisti
schen Bewegung bedeuten.

Auf dem Kongreß wurden konkrete
Strategien entwickelt, wie man der
ökonomischen und politischen Unter
drückung wirksam begegnen könnte.

1) Aktive Arbeit gegen Repression
muß in erster Linie am jeweili
gen Arbeitsplatz erfolgen, in der
Information der Kollegen, in der
Hilfe für Betroffene, Bedrohte,
Ängstliche und nicht zuletzt im
organisierten Widerstand.

gen, Entlassungsdrohungen, Leistungs
lohn etc. besprachen, wenn dann
gemeinsame Betriebsflugblätter da-

rüber geschrieben, die dann von

den Betriebsräten abgelehnt wur-
den, und damit die Mittel, um

sie drucken zu können. Das waren
etwa konkrete Versuche einer pro
letarischen Öffentlichkeit, die brutal
abgewürgt wurden.
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ISchule, Hochschule, Antimilitaris
I
i mus etc. Man versuchte zumindest
I
I verbal durch die Betonung der Gle ich-
lheit der Interessen der Lohnabhän
jgigen und einer ihrer Privilegien
beraubten lohnabhängigen Intelligenz
eine Solidarisierungsmöglichkeit,
eine Aufhebung der Isolation zu be
werkstelligen.

So wurde im Arbeitskreis "Betrieb
und Gewerkschaft" keineswegs nur

auf die Sozialpartnerschaft geschimpft
oder über die verschiedenen theore
tischen Grundsätze der verschiedenen
linken Gruppen gestritten, sondern
man versuchte mittels konkreter
Berichte aus den einzelnen Betrie
ben über die dort herrschenden
Probleme politischer Unterdrückung
und ökonomischer Ausbeutung Er-

:fahrungen zu sammeln, von denen
:aus dann eher konkrete Schritte zur
,Bekämpfung solcher Zustände einzu
'leiten sind. So wurde besprochen,
welche Rolle die Angst vor dem
Verlust des Arbeitsplatzes bei der
allgemein zunehmenden Arbeits
intensivierung spielt, welche Rolle
die Gewerkschaften spielen, wenn
sie gewählte Vertrauensleute aus
schließen, weil diese sich "an
maßten" die Gewerkschaft als
Tarifmaschine zu kritisieren, oder
sich für direkte Demokratie ein
setzten, für eine Politik der Beleg
schaft gegen Unternehmer und Ge
werkschaftsbürokratie. Etwa wenn
sie am Arbeitsplatz mit den Kol
legen die Auswirkungen (psychisch
und materiell) von Rationalisierun-
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Handlungsspielraum
der pel

Nun ist die DC nach wie vor die
stärkste Fraktion im Parlament. Aber
sie ist schon viel zu schwach, um

ohne die PCI auch nur einen kon
struktiven Schritt z ur Lösung der Kri
se setzen zu können. Eine linke Par
lamentsmehrheit und eine noch so
stark mit unabhängigen fortschrittli-

chen Persönlichkeiten des katholischen
Lagers durchsetzte linke Regierung hät
te u. a. mit der Gefahr zu kämpfen
gehabt, bei einer starken bürgerlichen
und rechten Opposition die Mitarbeit
fortschrittlicher Sektoren der Groß-
und Kleinbourgeoisie sichern und
gleichzeitig Erwartungen der Arbeiter
schaft im Norden, des Landproletariats
im Süden und einer immer dynami
scher drängenden Linken an der Basis
enttäuschen zu müssen. ~
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Wie überhaupt das strategische Kon
zept, soweit es sich nicht um Allge
meinformeln handelt, von der PCI
noch kaum enthüllt worden ist. (Un
ter anderem damit wird sich der
"Südeuropa-Arbeitskreis" der BEWE
GUNG FÜR SOZIALISMUS befassen,
der jeden Donnerstag um 19 Uhr in
der Belvederegasse 10 tagt.) Die Er
fahrungen, die auf Kommunalpoliti
schem Gebiet, wie z. B. in Bologna
gemacht wurden, lassen sich teilwei
se kaum auf andere, ärmere Regionen,
sicher nicht auf Gesamtitalien über
tragen. Die Lösung der ökonomischen
Dauerkrise wird auf Kosten der Arbei
terklasse erfolgen - ob nur auf ihre
Kosten und in welchem Ausmaß, hängt
nicht zuletzt von der Art und Weise
der Kooperation der PCI mit den Bür
gerlichen ab. Eine Kooperation, die
zwar nicht der Logik entbehrt - Ita
lien ist in der EWG und der NATO so
sehr verwurzelt. daß ein plötzliches
Ausbrechen unmöglich ist - aber die
Gefahr der schleichenden Integrie
rung mit sich bringt.

\Nahlen?

die
nächsten

Wann sindItalien:

Die Parlamentswahlen vom 20. Juni
haben den italienischen status quo.
den stand der Dinge seit Jahr und
Tag, nicht entscheidend verä ndert.
statt einer Sprengwirkung, soweit es
die Dramatik des Wechsel parlamen
tarischer Mehrheitsverhältnisse über
haupt zuläßt, haben sie den unmög
lichen Zustand von vorher noch un
möglicher gemacht. Es fragt sich nur,
für wen?

Die italienische Wirtschaft ist total
zerrüttet, weit über das Ausmaß der
übrigen von der Krise betroffenen EG
Länder Europas. Die PSI, die italie
nischen Sozialisten, "provozierten"
diese vorzeitigen Wahlen, weil sie
an der "Produktion der Krise" in der
Mitte-Links-Koalition seit Jahren mit
beteiligt waren und nun ein günstiges
Absprungbrett suchten aus der Kor
ruptionsgemeinschaft mit der DC. Bei
den Regionalwahlen vor einem Jahr
partizipierten sie am Linksruck, er
höhten sie ihren stimmenanteil ge
meinsam mit den Kommunisten. Die
Taktik des "Historischen Kompromis
ses" der KPI (das angestrebte Bündnis
mit progressiven Teilen der Bourgeoi
sie und den Katholiken) drohte seit
geraumer Zeit über ihre Köpfe hin
wegzugehen und unter Ausschaltung
ihrer Vermittlerrolle zwischen linkem
und rechtem Lager eine Konstellation
der Kräfte herbeizuführen, in der sie
eine untergeordnete oder fast keine
Rolle spielen würden. Sie setzten auf
den linken Trend bei den Regional
wahlen, wollten die KPI aus ihrer
bequemen Reserve des mächtigen
Oppositionsblocks locken, wo diese
ihre Hinde nicht schmutzig zu ma
chen brauchte, ihre politische Rein
heit bewahren konnte. Eine linke
Koalition schien erreichbar, die DC
das erste HaI seit dreißig Jahren "re
dimensionierbar ".



Daß die Partizipation an überregiona
lem Sanierungsmaßnahmen nicht in
der verräterischen Rolle der Diszipli
nierierens der Arbeitskraft über die
Bühne gehen dürfte, dafür könnten
die autonomen Gewerkschaften Itali
ens sorgen. Im Gegensatz zur bloß
ökonomischen Militanz z. B. der eng
lischen Gewerkschaften (die ja auch
den Sozialpakt mit der Labour-Re
gierung abschlossen, ) zeichnet die
italieni~chen linken Gewerkschaften
neben ihrer Autonomie ein hohes po
litisches Bewußtsein in ihrem Selbst
verständnis und ihrer Praxis aus. Die
ses ist wiederum ein Produkt der Basis
kämpfe, in denen die eigentliche Be
deutung der italienischen linken Grup
pen voll zum Ausdruck kommt. Die
1,5 Prozent der Stimmen und die
sechs Abgeordneten in der Kammer

('-'-- ,

11

I1

22

haben symbolische Bedeutung, die 
und auch das ist ein Kennzeichen des
italienischen Wegs - von der PCI
durchaus gewürdigt wird. Sie weiß,
daß die wirkliche Stärke dieser erst
mals bei den Parlamentswahlen ver
eint kandidierenden linken Gruppen
(PdUP-Il Manifesto, Avantgardia
Operaia, Lotta Continua u. a., kri
tisch unterstützt von denTrotzkisten)
nicht auf Seiten der für sie abgegebe
nen Stimmenzahl von einigen Hundert
tausend Jugendlicher (vorwiegend Stu
denten) zu sehen ist, sondern dort,
wO sie sich in Taten äußert. Und es
gibt tatsächlich kaum eine Basis
initiative und -aktion in den Betrieben,
Schulen, Stadtteilen, wo nicht wenig
stens eine dieser linken Gruppen eine
wie htige unt erst ützend e und we itertre i
bende Funktion einnähme. Deswegen

---~
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ist auch das von den österreichischen
Massenmedien hochgespielte Phäno
men des "linken" Terrorismus für
Italien eigentlich atypisch, ein Abfall-

So wählten die Regionen Italiens. Auf der Karte wird nur der Pro·
zentanteil der großen Parteien in den einzelAen Regionen bel den

Senatswahlen angegeben.

produkt der einzig relevanten
Massenkämpfe und wird in Italien all
gemein auch so eingeschätzt.

Pattsituation

Ob Italien nach den Wahlen nich~.

sehr bald ein Italien vor den näch
sten Wahlen sein wird, hängt haupt
sächlich von der DC ab. Sie ist im
Parlament, in den Regionen und
Städten fast manövrierunfähig. Trotz
dem trägt sie die Hauptverantwortung
für die Lösung der Krise, die ihr letzt
lich mehr denn je angelastet wird.
Sie steht in einer Pattsituation und
muß den ersten Zug machen. Patt
bedeutet, daß die Linke auch nicht
beliebig handlungsfähig ist, auch sie
steckt in einem tiefen Dilemma.
Aber sie hat die besseren Ausgangs
positionen, die besseren Menschen
und die besseren Ideen. Sie ist die *
Zukunft, die DC die Vergangenheit.

IY.IY-



Sowjetunion :

Verurteilt wegen
Verleumdung der USA
In den letzten Jahren verließen eine Reihe oppositioneller Sowjetbürger
ihr Land und ließen sich im Westen nieder; für eine kurze Zeit standen
sie im Mittelpunkt der hiesigen Berichterstattung als Kronzeugen des
gewöhnlichen Antikommunismus, als Unterstützung für jene, die die
Linke im Westen als Wegbereiter der sibirischen Lager denunzieren
("Lassen Sich mich TImen in Erinnerung rufen, daß Zwangsarbeit zum
Programm aller Propheten des Sozialismus gehört, auch des Kommuni
stischen Manifest ", Solschenizyn im britischen TV). Der Presserummel
fiel aber stets bald ab, entweder, weil sich die Dissidenten ihre kommu
nistischen Vorstellungen einfach nicht ausreden ließen (wie Pljutsch,
siehe "offensiv links" vom März 1976) oder weil ihre reaktionäre Gesinn
nung allzu deutlich sicht bar war: Solschenizyns Loblied auf franeofaschi
stische Verhältnisse brachte die Leute eher gegen ihn auf, Von der im
Land gebliebenen Linksopposition ließt man hierzulande ....·enig, noch
weniger von der Argumentation jener Leute, die das sowjetische Re
gime von kommunist ischen Positionen aus kritisieren.

Unter dem Titel "Aufbewahren für
alle Zeit" erschien nach einem Vor
abdruck in der "Zeit" mit großer pro
pagandistischer Begleitung ein Buch
von Lew Kopelew. Es behandelt die
letzte Phase des 2. Weltkrieges;
Kopelew erle bt als Major das Vor
rücken der sowj etischen Truppen in
Ostpreußen und schildert, wie Hitlers
Überfall grausam vergolten wird und
seine eigenen Landsleute plünderten,
vergewaltigten und mordeten. Doch
es erweist sich, daß das Buch weni
ger Wasser auf die Mühlen derer ist,
die schon immer unter Verweis auf
die Ausschreitungen der Roten Armee
die Barberei des Nazifaschismus be
schönigen wollten, sondern daß es
sich hiebei vielmehr um ein Doku
ment des Abrückens der Sowjetunion
von den kommunistischen Prinzipien
handelt. Kopelew erlebte in seiner
Jugend die Durchlässigkeit des sozia
listischen Systems: nach 6 Jahren
Arbeit als Metalldreher wurde er
Werksjournalist und Lehrer an der
Erwachsenenschule im Charkower
Lokomitivwerk. 1933 konnte er ein
studium an der Universität Charkow
beginnen, wurde aber 1935 ausge
schlossen. Begründung: Er war 1929
in Kontakt mit einer "leninistisch
bolschewistischen" Oppositionsgrup
pe, auch war sein Vetter als Trotz

kist verhaftet worden. Auf Interven
tion von Mitarbeitern und Vorgesetz
ten wurde er aber bald wieder reha
bilitiert.

1943, schon mitten im 2. Weltkrieg,

wurde er Lehrer an einer antifaschi

stischen Frontschule für Angehörige

der deutschen Wehrmacht.

Kopelew, seit 1942 Kandidat der
Partei, nahm die nationalistischen
und zum Teil chauvinistischen Be
gleiterscheinungen des "Großen va
terländ ischen Krieges", mit denen
die Mobilisierung aller Bevölkerungs
schichten vorangetrieben werden
sollte, mit gemischten Gefühlen
auf, widersprachen sie doch den
proklamierten Idealen des Humanis
mus und Internationalismus. Aber er
glaubte, daß sich bald der provisori
sche Charakter dieser Maßnahmen
erweisen würde.

Kopelew machte Unterschiede zwi
sehen dem deutschen Volk und den
Nazis, was ihn im Gegensatz zu
seinen Vorgesetzten brachte. Als
er in der Parteizelle gegen diese
auftrat, befürchteten sie eine An
zeige wegen Plünderung und Verge
waltigung (was mittlerweise vom
Frontkommando unter Strafe gestellt
worden war) und kamen dem zuvor:

Kopelew wurde verhaftet. Die An
klage lautete: "Bürgerlich-humani
stische Propaganda des Mitleids vor
dem Feind, Verleumdung der Ver-

bündeten". Er hatte nämlich darauf
hingewiesen, daß Church ill und
Roosevelt imperialistische Politiker
sind und sie daher nur provisorisch e
Allierte sein könnten. Er glaubte,
daß nach dem Zusammenbruch des
deutschen Faschismus der Kampf ge
gen die Churchills und Roosevelt ge
meinsam mit den deutschen Antifa
schisten zu führen sei, denn nach sei
ner Ansicht hätten die deutschen Ar
beiter die wahren Verbündeten sein
müssen.

Kopelew wurde zuerst fre igesprochen,
dann wieder verhaftet und interniert,
1956 zugleich mit den Richtern, die
ihn freigesprochen hatten, rehabili
tiert.

In den sechziger Jahren betätigte er
sich in der Bürgerrechtsbewegung,
schrieb 1968 im "Wiener Tagebuch"
über die Rehabilitierung Stalins, pro
testierte 1969 gegen den Ausschluß
50lschenizyns aus dem Schriftsteller
verband und 1970 gegen die Psychia
trierung von Shores Medwedew. 501
schenizyns Tätigkeit im Westen be
zeichnet er als "dogmatisch -chauvi
nistisch ", "von seinen reaktionären
Utopien und seiner Rechthaberei bin
ich wirklich betroffen und bitter ent
täuscht. "

P. L.
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Äthiopien - Eritrea:

Neues Regime - alter Kampf
Das Koordinationskomitee der äthio
pischen Streitkräfte (DERG), also je
ne Junta, die seit dem entgültigen
Sturz des Kaisers Haile Selassie im
September 1974 das Land provisorisch
regiert, verkündete am 21. April
dic~e~ Jahres, Äthiopien solle eine
Volksdemokratie unter der Führung
einer Partei der Arbeiterklasse werden.
In ihrem gleichzeitig veröffentlich
ten Programm erklärten die Militärs
zur Nationalitätenfrage: "Den in
Äthiopien existierenden nationalen

i Volksgruppen soll das Recht auf
Selbstbestimmung gegeben werden,
es soll Vorsorge getroffen werden, daß

, keine die andere beherrsche, ihre Ge
schichte, Kulturen, Sprachen und Re

ligionen sollen gleichermaßen re
spektiert werden, im Einklang mit dem
Geist des Sozialismus. "

Nur eineinhalh Monate später aber
klagte ein Sprecher einer jener Volks
gruppen die äthiopische Regierung
des Völkermordes an und forderte die
Einschaltung der UNO. Es handelte
sich um einen Vertreter der Eritrei
sehen ßefreiungsfront (ELF), der er
klärte, daß seit November 1974

durch die äthiopische Armee 150 Dör
fer dem Erdboden gleichgemacht,
20 000 Eritreer durch Kugeln und Na
palmbomben getötet, 1) 000 in Kon
zentratiomlager gesperrt und .:roOOo
von ihren Wohnstätten vertriehen
wurden.

Historische Wurzeln
des Konfliktes
Die AuseinaQldersetzungen um das
117 600 km große Land, das von
zirka zwei Millionen bewohnt wird
(zum Vergleich: Gesamtäthiopien
hat 27,2 Milt Einwohner auf 1 221900
km 2) reichen bis ins vorige Jahrhun
dert zurück. Um 1850 eroberte das
heute 35 %der Gesamtbevölkerung
ausmachende christliche Volk der
Amhara das ganze derzeitige Staats
gebiet. Es stellte vor allem bis zum
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Sturz der Monarchie - aber auch heu

te noch - die weltliche und geistli
ehe Elite, in deren Hand sich 75 0/0
des nutzbaren Bodens befinden. In
den achtziger Jahren wurde die eri
treische Küste unter die "Schutz
herrschaft" Italiens geste llt und auch
gleichzeitig der nördliche Teil der
somalischen Küste kolonialisiert.
(Südsomalisa "schützten" die Briten.)
Ein Verst.ch, sich ganz Äthiopien
einzuverleiben, sche iterte dam als 
dies blieb Mussolini vorbehalten 
unter dessen Regierung 1936-1941 Ita
lienisch-Ostafrika, aus Eritrea, Ät hi
opien und Somalia hestehend, ent 
stand. Der italienische Faschismus
und Kolonialism us wurde zerschlagen,
sein böses Erbe blieb. Eritrea wurde
von den Briten besetzt, erlangte aber
zum Unterschied zu anderen italie
nischen Kolonien (Libyen, Somalia)
nicht die Unabhängigkeit, obwohl
eine UNO-Kommission 1948 vor Ort
zur Auffassung kam, daß die Bevöl
kerung den äthiopischen Feudalstaat
ablehne. Speziell auf Drängen der
USA, die in Äthiopien strategisch
wichtige Verbündete suchte, beschloß
die UNO-Vollversammlung, Eritrea
als Fooerativstaat seinem Nachbarn
anzugliedern. Dieser ging allerding~

sehr bald auf Annexion aus und er
klärte am 14. 11. 1902 das Födera
tivparlament für aufgelöst und Eri
trea zur äthiopischen Provinz.

1961 hatte sich bereits eine Natio-
le Front für den bewaffneten Kampf
zur Verteidigung der eritreischen
Unabhängigkeit gebildet. Sie blieb
freilich von den großen politischen
Blöcken isoliert: Sowohl die Ud SSR
als auch die VR-China fürchteten
durch eine Unterstützung ihre Be
ziehungen zur OAU (Organisation
für afrikanische Einheit, Sitz Addis
Abeba) zu verschlechtern. Deren
Dogma ist mmlich die Unteilbarkeit
der afrikanischen Staaten, selbst
wenn diese auf Grund ehemaliger ko 
lonialist is eher Herrschaft steilung auf
dem Reißbrett entstanden sind und
mit den natürlichen geographischen
und ethnischen Grenzen nicht das
Geringste gemein haben.

Die einzige Hilfe, die die Eritreer
erhielten, kam von arabischer Seite.

Oft genug nur aus religiösem Fanatis
mus - die Mehrheit der Eritreer ist
mohammedanisch - bzw. um ein
Gleichgewicht zu den in Addis Abeba
stationierten israelischen Militärbera
tern herzustellen. Die versuchte "Is
lamisierung" des Konfliktes führte
1969 zur Spaltung der Eritreischen
Befreiungsfront in die komervativ
museIman ische und von Libyen,
Saudi - Arabien und Kuweit unterstütz
te "Eritreische Befreiungsfront " (ELF)
und die politisierteren und teilweise
marxistischen "Volksbefreiungskräfte "
(PLF), die Hilfe von Syrien, Irak,
Somalia und der Volksrepublik Jemen
erhalten. Nach teilweise heftigen be
waffneten Kämpfen zwischen den
beiden Befreiungsbewegungen kam
Anfang 1975 auf Grund der gemein
samen Bedrohung durch die äthiopi
sehe Armee eine vorläufige Einigung
zustande.

Sturz des Kaisers
bringt keine Lösung

Auch nach dem Sturz des Feudalre
gimes Haile Selassies, ausgelöst durch
die Hungersnot von 1973, der Tausen
de zum Opfer fielen und der von US
amerikanischen Kreisen wenn nicht
gefördert, so doch gebilligt wurde,
da die korrupte Vetternwirtschaft
einem stabilen kapitalistischen Auf
bau im Wege stand, hält die Verfol
gung der Eritreer weiter an. Und da
für gibt es gute Gründe:

o Die amerikanisch gerüstete und
von amerikanischen Militärs noch
immer beratene Armee muß den
Vereinigten staaten ihren nahe
bei der Provinzhauptstadt Asmara
gelegenen Stützpunkt garantieren,
der übrigens die größte US- Basis
auf dem afrikanischen Kontinent
darstellt und durch seine Lage am
Roten Meer (Zugang zum Suez
Kanal) größte strategische Bedeu
tung hat.
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o Der Wegfall der Provinz Eritrea
würde Äthiopien zum Binnenland
machen. Äthiopiens Bahnverbin
dungen - die eine über Asmara.
die andere über das wahrschein
lieh bald seIbständ ig werdende
Djibouti (Dschibuti nach einge
deutschter Schreibweise) in dem
neben den Issas (Somaliern) die
auch in Eritrea beheimateten
Afars wohnen - könnten in Kürze
zu toten Geleisen werden. Da
rüber hinaus ist dieser Landstrich
einer der fruchtbarsten des äthio
pischen Staatsgebietes. was frei
lich infolge der feudalen Mißwirt
schaft die Bevölkerung nicht vor
Hungersnöten bewahrt (das Brutto
nationalprodukt pro Kopf und Jahr
beträgt 90 Dollar, genau ein fünf
undvierzigstel des österreichischen).
Neudings stieß man sogar auf ÖI
vorkommen.

o Die Eritreer wären sicherlich nicht
das letzte Volk, das die Unter
drückung durch die amharische
Herrenrasse satt hat. Die Ogaden
im Südwesten sind ein den Soma
lis verwandtes Volk; ihre Gebiete
werden von Somalia beansprucht.
Rebellen aus der eritreischen
Nachbarprovinz Tigre bauen im
sud anesischen Exil eine Guerill a
armee auf und wollen sich einem
zukünftigen Staat Eritrea eventuell
anschießen.

Teile und herrsche
Nachdem brutalste Vergeltungsmaß
nahmen gegen die Zivilbevölkerung
- ganze Dörfer wurden von der äthio
pischen Armee umstellt und niederkar
tätseht - den eritreischen Widerstand
nicht brechen konnten, greift man zu
neuen Mitteln.

Ende Mai begann die Aktion "Roter
Marsch ". Zehntausende amharische
Bauern wurden aufgefordert, nach
Eritrea auszuwandern, um das Land
zu "befrieden "; eine Mischung aus
dem "Grünen Marsch" Hassans H. von
Marokko in die Westsahara und - di e
Siedler bekamen Waffen ausgehän
digt - israelischer Wehrdorfpolitik.
In der ersten Phase sollen etwa 4000

"Freiwillige "nach Eritrea ausgewan
dert sein. Deren größter Teil hat al
lerdings schon wieder unorganisiert
und mit Hilfe gewaltsam beschlag
nahmter Fahrzeuge das Land verlas-
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sen. Der Boden in der Küstenprovinz
war ihnen zu heiß geworden. Wie
die Befreiungsbewegung am 14. Juni
in Paris bekanntgab. sollen 5 000

Soldaten, die die Einwanderer schüt
zen sollten, in wilder Flucht in ihre
Kasernen zurückgekehrt sein. Tat
sache ist jedenfalls. daß der "Rote
Marsch", über den, wie überhaupt
über die Vorgänge in Eritrea, von der
äthiopischen Junta eine Nachrichten
sperre verhängt wurde, beendet ist.
Nach Korrespondentenberichten von
"Le Monde" (20. 6.76) soll neben
Versorgungsschwierigkeiten und US
amerikanischem Druck, vor allem
das Bestreben der DERG, mit einem
Teil der Rebellen ins Gespräch zu
kommen, dafür verantwortlich sein.

Während die USA ihre Waffenliefe
rungen nach Addis Abeba verstärkt
haben und erstmals seit 1973 wie
der israelischen Militärberater im
Lande sind, versucht das amharische
Offiziersregime durch Autonomiever
sprechen und Hinweise auf ihre an
gebliche sozialistische Ideologie, die
Befreiungsbewegungen erneut und
mit Erfolg zu spalten. (In Wirklich
keit dürfte es sich bei der Juntaherr
schaft eher um Bonapartismus han
deln; also um jene nach dem franzö-

sischen Monarchen des 19. Jahrhun
derts, Louis Bonaparte, benannte
Cliquenherrschaft, die aus Herunter
gekommenen aller Schichten und
Klassen besteht, die nur auf ihren
eigenen Vorteil aus sind. )

Differenzen bestehen nicht nur zwi

sehen der von den konservativen
arabischen Staaten unterstützten ELF
und PLF, sondern auch innerhalb der
"Volksbefreiungskräfte ". Zum einen
zwischen äußerer Leitung (verant
wortlich für Kontakte zu anderen
Ländern, Nachschub) und der inneren
Leitung, welche sich weigert, mit
der ELF zu verhandeln. Zum anderen
mit der radikalen Linken in der PLF,
von denen einige bereits wegen "Ver
rates" hingerichtet wurden.

Nutznießer dieser internen Auseinan
dersetzungen ist jedenfalls die DERG,
die Offiziersjunta. Mit einem am
17. Juni in Asmara veröffentlichten
Programm eröffnete sie eine Propa
gandakampagne, in der den Eritreern
Nationale Autonomie. eine partielle
Amnestie und Verhandlungen mit
den "progressiven Kräften" verspro 
ehen werden.

R.H.
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Mexiko:

Demokratie auf lateinamerikanisch
Anfang Juli sind in Mexico die näch
sten Wahlen für das Amt des Präsi
denten. Aus diesem Grund ist es not
wendig, die "Demokratie" Mexicos
im richtigen Licht zu zeigen.

Die stärkste Partei des Landes ist die
PRI - Partidido Revolucionario In
stitucional - die 194B unter diesem
Namen gegründet worden war. Die
se Partei stellte die Präsidenten der
letzten Jahrzehnte und auch der
neue Kandidat, Jose Lopez Portillo,
kommt aus diesen Reihen. Er ist ein
Jugendfreund und Bundesgenosse Luis
Eccheverrias, des Präsidenten der
letzten sechs Jahre.

Der eigentliche Wahlkam pf spielt
sich schon lange vor den offiziellen
Wahlen ab - im Kreise der Präsident
schaftsanwärter. Wer aufgestellt wird,
kann mit einem sicheren Sieg bei
den Wahlen rechnen.

Die Phase der Machtausübung bleibt
dann genauso wie die Nachfolger
wahl von der demokratischen Kontrol
le nahezu unberührt und befindet sich
weitgehend unter der Ebene vertas
sungsrechtlicher Norm.

, Der Opposition wird ein genau abge
grenzter Freiraum zugestanden. Die
Regierungspartei kontrolliert die
Presse, hat alle finanziellen Mittel
in der Hand und trotz gegenteiliger
wahlrechtlicher Bestimmungen wer
den in den wenigsten Wahlkreisen
'~sitzer gestellt. Gegen Wahlfälschun
gen ist jeder Protest sinnlos, weil

die PRI auch in der zentralen Wahl
kommission die Mehrheit hat.

Die ganze politische Macht Mexicos
ist demnach in der PRI vereinigt und
innerhalb der Partei sind wiederum
nur ganz wenige Personen wirklich
ausschlaggebend : so zum Beispiel
der Innenminister und vor allem der
Präsident selbst.

Trotz allem gil t Mexico bei uns noch
immer als beispielhaftes Land für ganz
Lateinam erika.

Dritter Weg?
Nach außen hin ist es nämlich immer
gelungen den Eindruck zu erwecken,
daß die Politik ganz im Sinne der
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Revolution weitergeführt würde und

daß Mexico als eines der wenigen

südamerikanischen Staaten eine gut

funktionierende DeITD kratie hätte.

Mexikaner verweisen auch immer
stolz auf ihre Politik des "Dritten
Weges". die als neue Kraft zwischen
den internationalen Machtblöcken

liegen soll.

Mexicos Wirtschaft ist aber trotzdem
stark weltmarkt abhängig. Vor allem
die nordamerikanische Industrie hat
einen hohen Anteil an den ausländi
schen Niederlass ungen im Lande (800/0).

Außerdem wird die wichtigste mexika
nische Bank Nacional Financiera zum
Großteil von nordamerikanischen Ban
ken finanziert.

In Mexico sind zwar die bedeutend
sten Industriezweige verstaatlicht,
aber der Staat selbst verhält sich
immer als Privatunternehmer. Auf
Grund dieser Kapitalkonzentration
braucht man nicht einmal auf eine
etwaige Konkurrenz Rücksicht neh
men' die eventuell preisgünstigere
Angebote machen könnte.

Die Regierung kommt auch den aus
ländischen Unternehmern mit groß
zügigen Steuerberücksichtigungen
entgegen, um ihrerseits wieder durch
die Investitionen ihre große Auslands
schuld abzud ecken. Daraus läßt sich
auch die stabile Währung und die
verhältnismäßig hohe Wachstumsrate
des Bruttonationalprodukts erklären
(sie liegt bei 6 Prozent).

"Demokratische
Öffnung"
als Nadelöhr
Während der Amtszeit Eccheverrias
wurde allerdings versucht, einen li
beralen Rahmen für das politische
Geschehen zu finden. Er propagierte
eine demokratische Öffnung - "aper
tura democracia" - die sich auf dem
Gebiet der Innen - und Außenpolitik
vollziehen sollte.

Es kam zu einer ganzen Reihe von
Neugründungen von Parteien, die
sich alle als soz ialistisch verstanden.
Arbeiter, Bauern und die Bewohner

der Elendviertel hatten genug Spiel-

raum, um unabhängige Basisorgani
sationen aufzubauen.
Allerdings wurden diese Aktivitäten
nur solange toleriert oder sogar un
terstützt, solange sie in das Konzept
des Präsidenten paßten: ihm ging
es darum, die Existenz von Links
parteien zu beweisen und so den
Schein einer Demokratie zu wahren.
Bei zu starken Engagemert und Ver
suchen, marxistische Ideen in der
politischen Realität Mexicos anzu

wenden, fiel dann die Repression mit
voller Wucht zwar nicht auf die Par
tei als solche, sondern auf die ein
zelnen Mitglieder.

Ansatzweise wurde wirklich versucht,
die Vormachtste llung der Multina
tionalen Konzerne zu brechen - es
wurde ein Gesetz beschlossen, dem
zufolge mindestens 510/0 der ausländi
schen Unternehmungen in mexikani
schen Händen liegen sollen - und es
wurde versucht. mehr für die Bauern
zu machen.

Aber sobald der neue Kandid at fest
stand, setzte eine neue, ziemlich
überraschend e Repressionswe lle ein.
So wurden 17 Bauern einer Gemein
de im Bundesstaat Sorona erschossen
und das Elendsviertel Iztacalco, das
die Selbstverwaltung durchgesetzt
hatte, niedergebrannt.

Diese Gewaltakte unterscheiden sich
grundsätzlich von der Taktik der
Regierungspartei der letzten Jahre 
man versuchte die Ausweitung der
staatlichen Kontrolle vor allem
durch Bürokratisierung zu erreichen.

Die neue Repressionswelle ist beson
ders auf das Betreiben wirtschaftli
cher Kreise zurückzuführen. die
ihre Interessen bedroht sehen und sich
jetzt zu Wort melden.

Nachdem das Wahlergebnis praktisch
schon feststeht - es bringt höchstens
die Verschiebung von Machtverhält
nissen mit sich - sollte uns die Ent
wicklung nach den Wahlen interes

sieren.

Es bleibt abzuwarten. ob sich Por
tillo gegenüber den Wirtschaftsin
teressen behaupten kann - nachdem
das von der PRI aufgebaute System
vor allem vom ausländischen KaPi-*
tal abhängig ist.

t.R.



Südafrika:

Flammen über Soweto
"D i eWe i ß e n Süd a f ri k a s ver
stehen die Mentalität des
Schwarzen Mannes. "
(Premierminister lohn Vorster)

Die Weißen Südafrikas sind dabei,auf
die harte Tour zu lernen, wie wenig
sie die Mentalität des Schwarzen Man
nes verstehen. Glauben sie wirklich
noch ernsthaft daran, daß sie durch
Unterdrückung, Terror und Mord die
schwarze Mehrheit ihres Landes viel

länger in kolonialer Sklaverei halten
können, daß die Völker Süd afrikas
nicht imstande sein werden, dem fa
schistischen Regime ein Ende zu be
reiten? Die Kämpfe in Soweto sind
vorüber, nicht aber der Widerstand
unter der gesamten nichtweißen Be
völkerung.

Ansiedlung wie Soweto demonstrie

ren die letzte Konsequenz der kolo
nialen Unterdrückung in Süd afrika.
Völlige Trennung der Wohngebiete
von Schwarz und Weiß, aber - ein
entscheidender Punkt - ausreichende
Nähe der schwarzen Ghettos zu den
industriellen Ballungsräumen, um
eine ökonomische Ausbeutung der
Massen auf breitester Basis zu ermög
lichen. Zusammengepfercht unter
den elendsten Lebensbedingungen -
50 Prozent der Kinder sterben, bevor
sie das fünfte Lebensjahr erreichen -,
mit Löhnen, die bestenfalls ein Fünf
tel des Durchschnittslohnes der weißen
Arbeiter- und Angestelltenaristokra
tie betragen (abgesehen von einer
winzigen "schwarzen Elite", weniger
als ein Prozent der Bevölkerung), in

dauernder Unsicherheit, selbst diese
Existenz noch zu verlieren - Verlust
des Arbeitsplatzes führt zum Verlust
des Wohnrechtes in den "Townships".
Familien werden auseinandergerissen
- dienen die schwarzen Proletarier
der Aufrechterhaltung des hohen Le
bensstandards der weißen Herren
menschen. Dabei sind die Lebensbe
dingungen in den nur von SChwarzen
bewohnten Landstrichen, den "Ban
tustans ", die sich halbkreisförmig

um die weißen Metropolen mit ihren
schwarzen KZ-Siedlungen gliedern,
noch bedeutend schlechter.
Die Organisierung des Widerstandes
geht voran. Eine wichtige Rolle spielt
dabei der African National Congress/

African Nationalists, der großen Ein
fluß bei den Befreiungskämpfern in
den Ausbildungslagern hat. Diese
Organisation hat sich von der Fraktion,
die von der Südafrikanischen Kom
munistischen Partei dominiert wird
und eine prosowjetische Politik ver
tritt, distanziert. Zu erwähnen sind
weiter die aus einer konfessionellen
Wohlfahrtsorganisation hervorgegan

gene Black Peoples Convention, die
halblegale Gewerkschafts-Dachorga
nisation Black und Allied Workers
Union und die South African Students
Organization.

Weltweite Solidarität
Auch weltweit wächst die Solidaritäts
bewegung mit den Völkern des süd
lichen Afrika. Massive Proteste haben
dazu geführt, daß der Ort des Zusam
mentreffens des Premierminister Vor
ster mit Henry Kissinger tief in den
Bayrischen Wald verlegt Wll" de, wo
sich die einander würdigen Gesprächs
partner unter Polizeischutz trafen.
Doch steht Vorster heute allein mit
seiner Feststellung, daß der Aufschrei
der Unterdrückten in in Soweto "nicht
spontan" war, sondern geplant, "um
eine Polarisierung zwischen Schwarz......
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und Weiß in Südafrika zu bewirken".
In der gesamten westlichen Welt, in
fast allen bürgerlichen Zeitungen,
von allen Politikern, die sich sonst
wahrlich nicht als Vorkämpfer des
Fortschritts profilieren, hört man die
Mahnung, die Politik der Apartheid
zu beenden und den Schwarzen mehr
Recht zu geben. Ein Erwachen des
Weltgewissens ? Eine Besinnung auf
die hohen Ideale bürgerlicher Demo
kratie? Ein Durchbruch christlicher
Prinzipien? In der Tat, blind muß
man sein, um hinter den scheinheili 
gen Beteuerungen nicht das alte Stre
ben des Imperialismus zu erkenlEn,
der nichts anderes im Sinne hat als
neue Expansion, neue Ausbeutungs
objekte, neue Märkte. Das angeprie
sene Allheilmittel für die Völker Süd-

afrikas sind Ire hr Investitionen, mehr
Freiheit - Freiheit für das ausländi
sche Kapital, dessen Expansionsmög
lichkeiten in einem System offener
Zwangsarbeit und offenen Terrors
schlechter sind als in einem System
"freier ", mobiler Lohnsklaven. Des·
halb die Besorgnis der Herren der
westlichen Welt, und auch deshalb,
weil auf lange Sicht der Imperialis
mus sich bessere Kontrolle durch neo
kolonialistische Methoden als durch
terroristische Unterdrückung, die zu
leicht durchschaut und zerschlagen
wird, erhofft.

•
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- Man kann um eine Hausarbeit früh
estens im 8. Semester unter Vor
lage einer Bestätigung der Lehr
amtskommission ansuchen. Damit
soll die jetzt gepflogene inoffiziel
le Vergabe von Themen verhin
dert werden.

Den Lehramtskadidaten, die jetzt im
Sommertermin 76 an der Uni zur
Lehramtsprüfung antraten, wurde so
ganz nebenbei durch die Assistenten
(also nicht kompetente Personen)
unmittelbar vor der Prüfung folgen
des mitgeteilt:

- Wenn man eine der schriftlichen
Klausuren nicht positiv abschließt,
kann man zu keiner mündlichen
Prüfung antreten.

- Es liege im FImessen des Prüfers,
ob er bei einer negativen Klausur
die andere, positive anerkennt,
oder nicht.

- Die beiden Hausarbeiten müssen
innerhalb von 6 Monaten verfasst
werden.

Abgesehen davon, daß sich die Mit
teilung in so einer Form auf die psy
chische Verfassung der betroffenen
Kandidaten nicht gerade positiv aus
wirkt, sollte das dicke Ende aber
erst nachher kommen. Es wurde näm
lich weiters bekannt:

- Erst nachdem beide Hausarbeiten
approbiert sind, kann man zur

LA -Prüfung antreten. Die Möglich
keit der Fächertrennung ist somit
wieder rückgängig gemacht wor
den.

Österreich
in Südafrika

Auch Österreich mischt schon jetzt,
gemäß seinen Möglichkeiten, kräf
tig mit. Das ISCOR-Stahlwerk in
Süd afrika, von Österreich mitfinan 
ziert, stellt Waffen her, die in Süd
afrika und Zimbabwe gegen die Be
freiungsbewegungen eingesetzt wer
den. Viele Österreicher sind in das
südliche Afrika ausgewandert, und
das nicht als Vorkämpfer für die
Freiheit. Der österreichische Betrieb
Heinemann in Südafrika tut sich bei
der Niederknüppelung der schwarzen
Gewerkschaftsbewegung hervor.
Schließlich hat sich auch unser al
penländisches Prunkstück, die
VOEST, in Rhodesien an einem
Stahlwerk beteiligt zu einem Zeit
punkt, als sich das britische Kapital
von diesem Lande schon zurückgezo
gen hatte. Bund eskanzler Kreisky er
klärte in einem Antwortschreiben
auf eine Protestresolution von elf
fortschrittlichen Organisationen ge
gen die VOEST-Projekte in Südafri
ka und Rhodesien, er habe "seine
ernstesten Bedenken geäußert und in
privaten Gesprächen noch viel deut
licher, als ich das im Parlament ge
tan habe. " Zweifellos sind seine
"privaten Gespräche" eine gewalti
ge Hilfe und Unterstützung für die
unterdrückten Völker des südlichen
Afrika••• während die ÖIAG weiter
hin freie Hand für Investitionen hat•

H.H. *
gl~
"18,
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Absender (bitte in Druckschrift)
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- Der Prüfer wird zugeteilt und kann
nicht mehr vom Studenten gewählt
werden.

Aber nicht nur diese Bestimmungen
verschärfen die LA -Prüfung, sondern
es kommen noch weitere, indirekte
Verschärfungen dazu:

- Hausarbeiten werden jetzt häufiger
nicht approbiert.

- Die Themen beider schriftlichen
Klausuren werden unmerklich
schwieriger.

- Die mündlichen Prüfungen hängen
zunehmend von der Willkür des
Prüfers (bzw. den Weisungen von

oben) ab.

Während man sich gegen Bestimmun
gen wehren kann, sind diese indirek
ten Verschärfungen viel schwieriger
zu bekämpfen. Man muß auch noch
bedenken, daß die Studenten, die es
bis zur LA -Prüfung geschafft haben,
meist schon unterrichten oder sich
sonstwie vom Uni-Betrieb gelöst ha
ben, sodaß sie in ihrer Isolation kaum
mehr zu einer gemeinsamen Vorgangs
weise finden können - bzw. ihnen
überhaupt die Information fehlt und
sie ihr Durchfallen nur als eigenes
Versagen sehen.

Durch die resultierende Verlängerung
des Studiums sind wieder einmal be

sonders die Studenten aus den sozial
schwächeren Schichten betroffen.
Vor allem deshalb, weil sich auch
die Stipendiensituation sehr ver
schlechtert hat.

- die Klassenteilung im Fremdspra
chenunterricht (1962 Gesetz) nicht
überall durchgeführt werden kann

- der Stundenentfall pro Schuljahr
enorm hoch ist

- viele Freigegenstände aus Lehrer
mangel entfallen müssen

- der Raummangel in vielen Schulen
drückend ist.

Daß Prüfungsverschärfung und Lehrer
stop besonders auch eine politische,
disziplinierende Funktion haben, ist
klar.

- Die Studenten werden noch mehr
als bisher zu kritiklosem Insichhi

neinstreben von Stoff gezwungen 
sie sollen Methoden und Inhalte
nicht hinterfragen

- Die Angst um den Arbeitsplatz wird
sich bei bereits angestellten Leh
rern in ihrer "Arbeitsmoral", sprich
Konformität und Gehorsam, nie
derschlagen.

- Die ohnehin mangelnde Solidari
tät zwischen LA-Studenten und
Lehrern wird nun gänzlich ver
schwinden.

- Die Konkurrenz zwischen unge
prüften Vertragslehrern und ge
prüften Lehrer verstärkt sich.

Deshalb stellen wir folgende Forder
ungen:

- Die Anstellung aller heuer geprüf
ten Lehrer

- Die Verlängerung der Sonderlehr 
verträge

- Die sofortige Rücknahme der Ver
schärfungen der LA - Prü fungen

- Die Ausweitung des Bildungsbud
gets

- Mehr Lehrerposten anstelle der
Heeresd ienstpost en

- kleinere Unterrichtseinheiten, Ver
besserung der Schulraumsituation.

Lehrergruppe der
föj-BEWEGUNG FÜR SOZIALISMUS

*Fast gleichzeitig mit den Prüfungs
verschärfungen wurde der sogenannte
Lehrerstop verhängt (trotz Dementis
von Unterrichtsminister Sinowatz,
daß ohnehin die freiwerdenen Posten
wieJertesetzt würden!). Im Zuge der
Einsparung bei den Dienstpo sten so l
Ien keine Lehrer mehr eingestellt
werden - während z. B. beim Bundes
herr 600 neue Posten geplant sind.
Auf derselben Linie liegen andere
Maßnahmen in der Sozialpolitik, wie
etwa die Tariferhöhung bei der Stras
senbahn.
Gespart wird aber vor allem im Bil
dungswesen, obwohl

- in vielen Klassen die gesetzliche
Schülerzahl von höchstens 36 über
schritten wird (pädagogisch sinn
voll wären ca. 20 Schüler)
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Mit freundlicher Unterstützung des Rektors und der Polizei

Nazis an der Universität

*
l

L.H.

sen zu suchen. Soviel Hilfsbereitschaft
für Nazis, die Zeitungen mit dem ge
schilderten Inhalt verteilen, hätte dem
Rektor doch niemand zugetraut. Im
merhin ist bekannt, daß er sich um

die Mitgliedschaft in der SS bewor
ben hatte und er das auch nicht be
streiten konnte. Daß er jetzt die

Tätigkeit der ANR an der UNI nicht
nur nicht verbietet, sondern in kur
zer Zeit gleich zweimal Nazis so
auffällig unterstützt, zeigt Mut, der
bei der SS sicher sehr gefragt war.
Man könnte es auch die Unverfroren

heit dessen nennen, der genau weiß,
daß in Österreich SS-Zugehörigkeit
und ein NS-Parteibuch einem Mann
bei Karriere oder in hoher Position
nicht schaden können,

Zwei jungen Polizisten wollten ge
meinsam mit den Nazis den verprü
gelten Genossen ausfindig machen 
er wurde von den Nazis des "Raub
überfalles" bezichtigt. Den Polizi
sten kam dies gar nicht absurd vor.

Sie zeigten sich vor lauter Dienstei
fer auch uninformiert darüber, daß
sie die Uni ohne Genehmigung des
Rektors nicht betreten durften. Da
hei hätten sie hloß fragen brauchen,
denn Rektor Seitelberger ist bekannt
dafür, die Polizei jederzeit zum
Schutz der Rechten einzusetzen (wie
auch zum Schutz von Nazis und Bur
schenschaften hei einer Veranstaltung
gegen die Slowenen).

Dafür, daß die Polizei am Vormittag
unverrichteter Dinge wieder abziehen
mußte, zeigte sich der Rektor sehr
hilfshereit und erschien am Nactmit
tag in Begleitung der zwei Nazis und
zweier Herren in Zivil (die bekann
ten Unauffälligen, vermutlich Staats
polizisten), um den bewußten Gen os-

~:=iii"~
::===----------:::=-------.:;=::.

Mitglieder der ANR (Aktion Neue
Rechte) glaubten Mittwoch, den 23.
Juni 1976 den "Tag der deutschen Ein
heit" feiern zu müssen. Sie verteilten
dabei Zeitschriften, in denen stand,
daß während der NS-Zeit gar nicht
6 Millionen Juden umgebracht wur
den, sondern viel weniger; daß man
den Juden großzügigerweise angebo
ten hätte, nach Mozambique auszu
wandern und die das nicht angenom
men hätten. Es sei ihnen doch recht
geschehen, wenn sie umgebracht
würden", usw.

Fortschrittliche Studenten hinderten
die Nazis an dieser Prov okation,
Dabei nahmen sie ihnen auch einen
Karton mit ihren Zeitschriften weg.
Als die Nazis daraufhin einen Genos
sen vorn KSV verprügelten, kam ihm
die zur gleichen Zeit tagende Hörer
versamml ung der Volkswirtschafts
studenten geschlossen zur Hilfe, Die
Nazis hatten so keine Chance mehr,
und holten die Polizei.
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Zum Ausgang der Wahlen
zur Studienrichtungsvertretung

Bitte ausschneiden und an die Adresse:

1040 WIEN, BELVEDEREGASSE 10 schicken.

ADRESSE •••.•.••...•.•.••••••.•..••••..•..•.•..•..

NAME ••.•.•..•..••••••••••••••••••••••••••.••••..

F. N.

Instituten möglich ist.

Daneben müßte allerd ings geklärt

werden, wie die studentischen Frei
räume schon heute sinnvoll für die
Arbeiterbewegung umgesetzt werden
können. Die negativen Erfahrungen
mit den Kaderorganisationen dürfen
nicht dazu führen, daß man dieser
Frage keinerlei Bedeutung zum ißt.

Anfang Juli fand am Neufeldersee
zu diesen Fragen ein Studentensemi
nar statt. Mit Beginn des neuen St u
dienjahres werden wir Diskussioner
gebnisse publizieren.

Darüberhinaus muß es gelingen, die
gemeinsamen Kämpfe gegen Hoch
schulreform, studienverschärfung
und politische Disziplinierung für
fortschrittliche Lehrformen und -in
halte und ausreichende materielle
Bedingungen auf einer politischen
Ebene gemeinsam zu führen. Ansätze
dazu scheinen sich aus einer begin
nenden Zusammenarbeit der Linken
Studienrichtungsvertretungen an der
Uni zu ergeben.

*
I.J~R!~~!B~!r Sache-I
In Wien findet während der Sommermonate jeden
Donnerstag ab 19 Uhr im Klub Links ein Diskussions
abend statt, an dem alle laufenden Aktivitäten
besprochen werden können.

Bestelll{arte für ~~offensiv linl{S"

der Kandidat des Roten Börsenkrach,
der aufgrund anderer politischer Be
dingungen gemeinsam mit VSStÖ und
KSV gegen die Rechten kandidiert
hatte, die meisten Stimmen am öko
nomischen Institut und auch an ande
ren Instituten (Psychologie, Publi
zistik, Philosophie) gab es Erfolge.

:
I

1
1
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Der Preis beträgt für das Inland: S 50, - (inkl. Porto)
für das Ausla;d:S 50. - (exkl. Porto)

Ich möchte gerne "offensiv links" für ein Jahr abonnieren

I

I
IL • ~ .•• • ••

Eine antikapitalistische Bewegung an
den Hochschulen, die über die bereits
politisierten Insider hinausgeht, wird
es nur mehr geben, wenn es der lin
ken ge lingt, an konkreten Erfahrungen
und Problemen und vor allem an der
Berufsperspektive der Studenten anzu 
setzen. Nicht nur in Form von "Akt ions
einheiten" allwissender Organisationen
die es den Studenten geradezu ver
bietet, für me h r zu sein als für Mi
nimalplattformen ohne konkret moti
vierende Ziele; sondern in einer von
den Studenten selbst ausgehenden Dis
kussion, in der politische Organisa 
tionen unsektiererisch die Notwendig
keit einer über die Hochschule hinaus
gehenden Strategie aufzuzeigen ha
ben. Es liegt nahe, daß eine solche
Diskussion heute am ehesten an den

Wie in der letzten "offensiv links"
berichtet, fanden am 1. und 2.Juni
studienrichtungsvertretungswahlen
statt, also Wahlen zu denjenigen Gre
mien der Österreichischen Hochschüler
schaft (ÖH), die noch am ehesten
Kontakt zur stud entischen Basis ha
ben. Mittlerweile liegen die Ergeb
nisse vor. Die politische Tendenz in
den größeren österreichischen Hoch
schulstädten ist uneinheitlich: Wäh
rend in Graz, Salzburg und an ein i
gen Wiener Hochschulen die Linke
Verluste hinnehmen mußte, gelan
gen ihr an der Universität Wien und
in Innsbruck weitere zum Teil erheb
liche Erfolge. Dabei ist die Tendenz
vor allem für diejenigen linken Grup
pen positiv gewesen, die an den In
stituten schon länger verankert waren
und eine gewisse "Tradition" besas
sen; weiters wurden vor allem dort
gute Ergebnisse erzielt, wo es ge
lang, Organisationsegoismen zurüc k
zustellen und gemeinsame linke
Listen zu erstellen.

Allerdings waren diese Wahlen, ob
wohl von Institut zu Institut verschie
den, durch eine äußerst geringe Wahl
beteiligung (meistens um die zwan
zig Prozent) gekennzeichnet. Daran
sind nicht zuletzt auch die minima
len politischen Möglichkeiten der
Studienrichtungsvertretung (siehe
letzte "offensiv links") schuld, denen
die ÖH nur spärliche Unterstützung
angedeihen läßt. Weiters war für die
meisten Studenten die aktive Beteili
gung ohnehin nur eine Sache der "Or
ganisationen ", da nur "Eingeweihte"
von der Kandidaturfrist Bescheid wuß

ten.

Für uns ist das Ergebnis der Wahlen
Bestätigung einer Tendenz, der wir
auch in unserer politischen Arbeit
Rechnung zu tragen suchen: Aller
erste Anfänge einer größeren Verbrei
tung undogmatisch -linker Positionen
und verstärkte Verlagerung der poli
tischen Aktivität auf die konkreten
studienbedingungen und -inhalte,
also an die Institute. So stellen etwa
die Institutsgruppe Politikwissenschaft
und die Gruppe Linker Soziologen

(GLS), die gegen MLS und KSV kan
didiert haben, jeweils die gesamte
studienrichtungsvertretung, so erhielt



Sommerakademie
der Bewegung für Sozialismus (föj) am Neufeldersee

samstag, 17. Juli
Die südwesteuropäischen Länder
und die außenpolitische
Konstellation
Ihr Verhältnis zur NATO und EG, zur USA und dem War

schauer Pak!.

Samstag, 24. Juli
Die Klassenkämpfe in
den südwesteuropäischen Ländern
Rolle der Gewerkschaften und Parteien

Samstag, 31. Juli
Strategie und Taktik der Linken
in den südwesteuropäischen
Ländern
Hier sollen inshesondere die Kommunistischen Parteien,

ihre Bündnispolitik an der Basis und institutionell einer

Analyse unterzogen werden.

Samstag, 7. August
Revolutionäre Perspektiven
in Westeuropa
Welche Konsequenzen sollten autonome Linksgruppen für

ihre Strategien ziehen.

Samstag, 14. August 1976

Technologische Entwicklung
und Arbeiterbewußtsein
Ergebnisse einer lIntersuchung mit empirischen Material.

Samstag 21. August 1976
Der Prager Frühling
und kein Ende?
Genossen der sozialistischen Opposition im Exil sprechen
üher die Situation in der CSSR seit der "Normalisierung"
und üher die Perspektiven der politischen Entwicklung in

Osteuropa.

Samstag, 28. August 1976 Abschlußfeier
MIT I.AGERHlIER liND SONGGIHJPPE

Mitfahrgelegenheiten: jeden [)onnerstag I~)-~~I lllJr Tel.: "4 70 4{)~
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